


11 

li 

l 

• 

• 

" 1 ., 

·1 

_J 



Politik 

• 
Richtlinien 
für den 
Politischen 

• Unterricht 
G r- r '1· I nst'tut 

•,,1.0 ale ' 
Sch " uc.'llorschung 

8 u,rc: • g 
Schulbuchbibliothek 

g !J) '+o ~ g 

Der Kultusminister 
des Landes 
Nordrhein-Westfalen 



~ 

V "':/Q 
8- i/-(--191/:J) 

Verlegerische Betreuung: Lehrmittelverlag Wilhelm Hagemann 
Düsseldorf und Ernst Klett Verlag Stuttgart. 1. Auflage 1973. 
Vertrieb: Lehrmittelverlag Wilhelm Hagemann, Düsseldorf. 
Druck: J. Eberl KG, 897 Immenstadt, Kirchplatz 6. 
ISBN 3-544-14501-4 

2 

• 

1 

• 



Inhalt 

1. Minister Jürgen Girgensohn: Einleitung . . . . 5 

2. Ortsbestimmung des Politischen Unterrichts 6 
2.1 Das Verhältnis des Politischen Unterrichts zu den Fachwissenschaften und 

zu den Nachbarfächern . . . . . . . . . . . . 6 
2.2 Zur Bewußtseinslage der Schüler 6 
2.3 Politisches Lernen . . . . . . . 7 

3. Qualifikationen und Lernziele 
3.1 Was sind OualifiKationen und Lernziele? .... 
3.2 Der Katalog der Qualifikationen und Lernziele. 
3.3 Übersicht über die Qualifikationen. 

4. Zur Handhabung der Richtlinien 
4.1 Verfügbarkeit, Verbindlichkeit, Auswahl 
4.2 Variationen von Lernzielen durch Zuordnung von Inhalten 

5. Themen und Lemsequenzen . . . . 
5.1 Einführung in den Themenkatalog . 
5.2 Themenkatalog für Klasse 9 ... . 
5.3 Themenkatalog für Klasse 10 .. . 
5.4 Be1sp1el eines Themenplans für Klasse 9 und 10 .. 

9 
9 

10 
25 

26 
26 
26 

28 
28 
29 
31 
33 

3 



• 
. 
1 



1. Einleitung 

Die vorliegenden R1chthn1en sollen die 
Basis sein für eine Intensivierung und 
Vereinheitlichung der Politischen Bil-
dung. 

Für dieses Bemühen ist die Herab-
setzung der Wahlmünd1gke1t auf 18 Jahre 
ein erheblicher, doch nicht der entschei-
dende Grund. 

Bereits das zunehmende politische 
Interesse sowie der starke Drang nach 
politischer Beteiligung bei einem Tell der 
Jugend machen es notwendig, daß die 
Schule denJ ugendlichen verstärkte Gele-
genheit zum politischen Lernen gibt. Vor 
allem aber muß bei dem anderen - wahr-
scheinlich größeren - Teil der Jugend, 
der nach wie vor wenig für die Gestaltung 
von Gesellschaft und Staat aufgeschlos-
sen ist, das 1 nteresse an den wachsenden 
Möglichkeiten zu politischer Beteiligung 
1n unserer Gesellschaft geweckt werden. 
Hier wird es darauf ankommen, den Zu-
sammenhang zwischen privater Existenz 
und öffentlicher Einflußnahme sichtbar 
zu machen. 

Ein Unterricht, der politisches Verhal-
ten zum Ziel hat, fördert die Entwicklung 
des pol1t1sch mündigen Bürgers, der 
seine Freiheitschancen wahrnehmen, 
Steuerungstendenzen durchschauen und 
sie entweder bewußt annehmen oder 
ablehnen kann; eines Bürgers, wie ihn 
das Grundgesetz zu seinerVerwirklichung 
braucht. Ein solcher Unterricht begegnet 
wirksam den stets latenten und für eine 
Demokratie gleichermaßen tödlichen Ge· 
fahren der Radikalisierung und Entpoliti-
sierung. 

Die Verwendbarkeit dieser Richtlinien 
für den Politischen Unterricht ist 1m Ge-
gensatz zu bisher üblichen Richtlinien 
weder auf bestimmte Schulformen noch 
auf Schulstufen beschränkt. Die Themen-
vorschläge im Teil 5 können für alle Stufen 
ausgebaut werden, für die die Richtlinien 
gelten sollen. 

In der vorliegenden Fassung sind nur 
die Themen für die Klassenstufen 9 und 
10 enthalten. Der weitere Ausbau des 
Themenkataloges befindet sich in Arbeit. 

Die Richtlinien sind auf lernzielonen-
tierten Unterricht angelegt. Ihre Qualifika-
tionen und Lernziele sind als Verhaltens-
leistungen definiert. Dies beinhaltet 
jedoch - wie ich mit Nachdruck betone-, 
daß auch das notwendige Grundwissen 
gesichert sein muß. 

Ein allgemein verpflichtender Themen-
kanon wird nicht vorgeschrieben, viel-
mehr können Unterrichtseinheiten (Lern-
sequenzen) nach didaktischen Bedürf-
nissen ausgewählt werden. Es müssen 
jedoch alle Qualifi kat1onen berücksichtigt 
werden. 

Die Qualifikationen, welche d ie Ziele 
des Politischen Unterrichts beschreiben, 
sind 1n einem curricularen Verfahren aus 
dem Selbstverständnis der Bundesrepu-
blik Deutschland entwickelt worden. Sie 
sind daher im Verständnis unserer Ver-
fassung zu interpretieren; die Qualifika-
tionen und der Katalog der Lernziele 
enthalten die Grundnormen unserer poli-
tischen Ordnung als Aufgaben, d ie zu 
verwirklichen sind. 

In den Zusammenhang der Richtlinien 
gehört themenbezogenes „Planungs-
material für den politischen Unterricht", 
also didaktische Unterlagen für den Unter-
richtenden. Sie sind exemplarische Aus-
arbeitungen der einzelnen Themen. Zu 
diesen Ausarbeitungen gehört jeweils 
,Arbeitsmaterial", das gesondert erhält-
1 ich und für die Hand des Schülers be-
stimmt ist. 

Curricula bedürfen der fortgesetzten 
Revision. So wird verhindert, daß sie 
veralten und an Wert für den Lehrer ver-
lieren. 

Auch die vorliegenden Richtlinien 
sollen bald einer ersten Revision unter-
zogen werden. Es ist deshalb notwendig, 
die Erfahrungen, die die Lehrer und Schü-
ler mit diesem Material in den Schulen 
machen, zu sichern und auszuwerten. 

Die Schulaufsichtsbehörden haben 
den Auftrag erhalten, dieses zu tun und 
mir darüber zu berichten. 

Es ist mein Wunsch, daß der politische 
Unterricht auf der Basis dieser Richtlinien 
zu einem deutlichen Fortschritt in der 
politischen Bildungsarbeit an den Schu-
len führt. 

Im April 1973 

(Jürgen G1rgensohn) 

Kultusm1rnster 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
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2. Ortsbestimmung des Politischen Unterrichts 

2.1 Das Verhältnis des 
Politischen Unterrichts zu den 
Fachwissenschaften und zu den 
Nachbarfächern 

Politischer Unterricht hat seine Vorläu-
, fer 1n der Bürgerkunde, der Sozialkunde 

und ähnlich bezeichneten Fächern, ohne 
mit ihnen identisch zu sein. Er will die 
Entwicklungen in diesen Fächern, die 1 
über die Vermittlung von Onentierungs-
wissen hinausführten, entschieden ver-
stärken, indem er die Befähigung zur 
politischen Beteiligung in den Vorder- 1 
grund stellt. ! 

1 m Gegensatz zu den meisten anderen 
Schulfächern ist es 1m Bereich des politi-
schen Unterrichts nicht möglich, sich auf 
eine einzelne wissenschaftliche Disziplin 
zu berufen. Die Differenzierung der So-
zialwissenschaften macht es erforderlich, 
daß Politischer Unterricht zu seiner 
Grundlegung auf mehrere wissenschaft-
liche Disziplinen zurückgreifen muß. 
Dazu gehören Soziologie, Polit1kw1s-
senschaft und Ökonomie sowie Ge-
schichte, Wirtschafts- und Sozialgeogra-
phie, Pädagogik, Sozialpsychologie und 
Rechtswissenschaft. 
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Angesichts der in den Wissenschaften 
notwendig gewordenen Trennung des 
Zusammengehöngen ist es wichtig, sich 
bewußt zu machen, daß die Grenzen 
dieser Disziplinen keine Wirklichkeits-
grenzen sind. Dementsprechend muß 
Politischer Unterricht von der Einheit des 
politischen, gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Lebens ausgehen. Ein addi-
tives Nebenei~ander von Politik, Gesell- 1 
schaft und Wirtschaft wäre unangemes-
sen, da es gerade darum geht, die 
Wechselwirkungen sichtbar zu machen. 
Ein ökonomisches Thema kann deshalb 
ebensowenig ohne seine gesellschaft-
lichen und politischen Bezüge behandelt 
werden wie ein soziologisches ohne poli-
tischen und ökonomischen Aspekt usw. 

Das Verhältnis des Politischen Unter-
richts zu den Nachbarfächern ist ähnlich 
dem der Fachdiszip linen zueinander. 

Politischer Unterricht ist ohne histori-
sches Verständnis der politisch-gesell-
schaftlichen Probleme nicht denkbar. Die 
historische Perspektive verhindert, das 

Bestehende als „natürlich" und unab-
änderlich anzusehen. Jedoch ist Politi-
scher Unterricht nicht mit dem Ge-
schichtsunterricht oder der Ze1tge-
sch1chte gleichzusetzen; er kann ihn 
auch nicht ersetzen. 

Der Politische Unterricht bevorzugt 
Fragestellungen, die ein methodisch 
kontrolliertes Mit- und Vorausdenken 
ermöglichen, da es ihm um Lösungsmög-
lichkeiten politischer, sozialer und wirt-
schaftlicher Probleme in Gegenwart und 
Zukunft geht. Ausgangspunkt des Politi-
schen Unterrichts ist die gegenwärtige 
Erfahrbarke1t gesellschaftlicher Proble- 1 
me. Während es dem Politischen Unter-
richt darauf ankommt, Gegenwartspro-
bleme in die „Dimension der Aufgabe" zu 
versetzen, kann der Geschichtsunterricht 
die Konsequenzen und die Tragweite von 
Entscheidungen analysieren, die in der 
Vergangenheit vollzogen wurden. 

Politischer Unterricht und Geschichts-
unterricht schließen sich deshalb nicht 
aus, sondern ergänzen einander; Politi-
scher Unterricht wirft viele neue Fragen 
auf, die im Geschichtsunterricht zu klären 
sind. So erhält dieser eine zusätzliche 
didaktische Dimension. Die Verbindung 
beider Bereiche wird dadurch unterstützt, 
daß die Historie in Schule wie Hoch-
schule immer mehr sozialwissenschaft-
liche Elemente aufgenommen hat. 

Ähnlich starke Querverbindungen be-
stehen zur Geographie, wo ohnehin - wie 
1m Politischen Unterricht - die gegen-
warts- und zukunftsbezogene Sichtweise 
dominiert. 

Die Grenzen zwischen Politischem 
Unterricht, Geschichte und Erd kundes1 nd 
ebenfalls keine Grenzen der Wirklichkeit. 
Es muß also ein Unterricht angestrebt 
werden, der diese Grenzen stets über-
schreitet, wenn es von der Sache her 
geboten ist. 

2.2 Zur Bewußtseinslage 
der Schüler 

Die S1tuat1on der Jugend läßt sich mit 
zwei auf den ersten Blick widersprüchlich 
erscheinenden Tendenzen beschreiben: 
mit der Tendenz zu einer immer früheren 
und intensiveren Integration in die Er-
wachsenenwelt und mit der Tendenz zur 
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Entwicklung e1 ner iugendl 1chen Subkultur 
in ausgeprägtem Gegensatz zur Gesamt-
kultur. Insgesamt läßt sich sagen, daß die 
Gesellschaft der Jugend kaum noch 
einen Schonraum gewährt. Die Medien 
überspringen wirksam und uneinge-
schränkt die Grenzen der jugendlichen 
Erfahrung. Der Freizeitraum, die Mobilität 
und das wachsende Konsumpotential 
auch der jüngeren Schüler führen dazu, 
daß sie eine immer wichtigere Rolle für 
die Wirtschaft spielen und damit zum 
Ziel einer intensiven Werbung werden. 
Wenn das politische Verhalten der mei-
sten Bundesbürger vom Nachlassen 
historischer Zwänge und Bedrohungen 
entscheidend beeinflußt ist, so gilt das 
in noch höherem Maße für die jetzt heran-
wachsende Generation. Unbefangener 
als die Älteren, akzeptiert sie in ihrer 
Mehrheit die Vorstellung eines Fortschrit-
tes, der sich 1n wachsender technischer 
Perfektion und Produkt1v1tät1 in gesteiger-
tem E1 nkommen und Konsum manifestiert. 
Untersuchungen zeigen, wie wenig sich 
die Jugendlichen in ihrer Mehrheit der 
neuen Zwänge bewußt sind, die mit die-
ser Entwicklung einhergehen. 

1 n den letzten Jahren ist eine ausge-
prägte jugendliche Subkultur von inter-
nationaler Ausdehnung mit entschieden 
politischen Zügen entstanden. Trotz der 
außerordentlichen Aufmerksamkeit, die 
diese Entwicklung in den Medien erhält, 
dürfen wir in ihr nicht eine eindeutige 
Tendenz zu höherer politischer Bewußt-
heit sehen, die Politische Bildung weni-
ger notwendig macht. Sie nimmt der 
Forderung, in der Politischen Bildung 
Wahrnehmungsfäh1gke1t für politische 
Verhältnisse und Motivation und Fähig-
keit zu politisch relevantem Handeln zu 
fördern, nichts von ihrer Dringlichkeit. 

2.3 Politisches lernen 

Unter politischem Lernen versteht man 
den Erwerb und die Veränderung von 
Bewußtseinsinhalten, Einstellungen und 
Verhaltensweisen, die Gesellschaften zur 
Verwirklichung ihrer Zielvorstellungen 
vorschreiben oder ermöglichen. Politi-

1 
sches Lernen ist ein Teil der S9zial1sation 
des 1 ndividuums, da von der Ubernahme 
der in einer Gesellschaft geforderten 
Werte, Leistungen und Haltungen auch 
das Verhalten im politischen System mit 
bestimmt wird. Politisches Lernen ist 

1 ferner auch soziales Lernen, da politische 

Leistungen durch gesellschaftliches ' 
Handeln erbracht werden müssen und 
folglich nicht nur Denkenlernen, son-
dern auch Affekt- und Verhaltenslernen 
voraussetzen. 

Schon die vorschulische und außer-
schulische Sozialisation bewirkt in der 
Regel eine gefLihlshafte Hinwendung 
zum gesellschaftlichen System, in dem 
das Kind aufwächst, und stabil1s1ert somit 
den jeweiligen Zustand der Gesellschaft. 
Dies ist ein legitimes Interesse der jewei-
ligen Gesellschaft, das jedoch im Wider-
spruch zum Recht auf Selbstbestimmung 
und im Widerspruch zu den Interessen 
der Unterprivilegierten stehen kann. 

Im demokratischen Staat stellt sich 
das Problem in komplexer Weise: im 
Bewußtsein, daß Freiheit ein schutzwür-
diges Gut ist, das der gesellschaftlichen 
Organisation und 1 nst1tutionalisierung be-
darf, wird oft übersehen, daß der erreichte 

1 
Emanz1pat1onsgrad einer Gesellschaft 
nie endgültig ist. Auf der Grundlage des 
Erreichten müssen - ausgehend von dem 
Konsensus, wie er 1n den Grundrechten 
gegeben ist - die gesellschaftlichen Nor-
men Gegenstand ständiger rationaler 
Überprüfung sein, die sich in der offenen 
Auseinandersetzung der Wertvorstellun-
gen zur Erweiterung der Entfaltungschan-
cen vollzieht. Politisches Lernen soll den 
Heranwachsenden zur Teilnahme an 
diesem Prozeß befähigen. 

Im Sozialisationsprozeß sind die vor-
und außerschulischen Instanzen beson-
ders wirksam. Die Schule kann daher nur 
in vorgegebene Strukturen modifizierend 
und erweiternd eingreifen. Dabei kommt 
den emanz1pat1v wirkenden Lernzielen 
ein besonderes Gewicht zu. Emanzipa-
tion als Ziel von politischem Lernen heißt, 
die jungen Menschen in die Lage zu ver-
setzen, die vorgegebenen gesellschaft-
lichen Normen entweder frei und selbst-
verantworthch anzuerkennen oder abzu-
lehnen und sich gegebenenfalls für an-
dere zu entscheiden. Das setzt die Fähig-
keit voraus, sich von überkommenen und 
gegenwärtig wirksamen gesellschaft-
lichen Prägungen mit dem Ziel weit· 
gehender Selbstbestimmung d1stanzie· 
ren zu können. Gemäß diesem Begriff 

1 von Emanzipation muß der Schüler auch 
befähigt werden, sich den in den Unter· 
richt einfließenden - oft unbewußten -
Wertungen des Lehrers entziehen zu 
können. 

Emanzipation ist nicht oberstes Lern· 
ziel in dem Sinne. daß aus ihm d1eOualifi· 
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kationen oder Lernziele deduziert werden 
, könnten, vielmehr ist sie Richtwert für die 

Beurteilung von Lernzielen und 1 nstru-
ment ihrer Auswahl. Dabei muß 1ewe1ls 
geprüft werden, was 1n einer gegebenen 
gesellschaftlichen Situation durchsetz- 1 
bar und was in der Lebenssituation des 
Schülers zumutbar ist. 
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Im Prozeß des pol1t1schen Lernens soll 
der Jugendliche eine Zunahme an indivi-
dueller Autonomie erfahren. Das erfordert 
den Abbau lehrerorientierten Verhaltens 
zugunsten sachbezogener Motivation 
über die Interessen und Erfahrungen der 
Schüler. Deshalb muß die Auswahl der 
Unternchtsinhalte konkret und wirklich-
keitsnah sein, sie muß aktuell und sie muß 
relevant sein, d. h. gegenwärtigen Bedürf-
nissen der Jugendlichen wie auch zukünf-
tigen Lebenssituationen entsprechen. 
Das legt die Konfliktanalyse und die An-
wendung des Fallpnnz1ps nahe. 

Das D urchd n ngen politischer Konflikte 
verlangt problemlösendes Denken, d. h. 
die Fähigkeit, produktive und alternative 
Lösungen zu finden. Diesem Denktypus 
ist ein Verhaltensstil zuzuordnen, der 
durch Risikobereitschaft, Unabhängigkeit 
und Kreat1v1tät gekennzeichnet ist und 
nur in bestimmter Lernorganisation ge-
deiht. Es kann daher ein Zusammenhang 
zwischen Lernzielen, Verhaltenssttl und 
Lernorganisation gefolgert werden: Es 
entsprechen einander problemlösendes 
Denken, emanzipiertes Verhalten und 
selbstaktivierende Lernorganisation. Die-
ser Lernorganisation entspricht am 
besten die Proiektmethode. 



3. Qualifikationen und Lernziele 

3.1 Was sind Qualifikationen und 
Lernziele? 

Qualifikationen des Politischen Unter-
richts sind Verhaltensdispositionen, die 
es dem Bürger ermöglichen, gesell-
schaftlich-politische Lebenssituationen 
zu bewältigen. Aus der Fülle der denk-
baren und möglichen Lebenssituationen 
werden für den Unterricht diejenigen 
ausgewählt, die für eine große Zahl von 
Menschen bedeutsam sind und Ent-
scheidungen verlangen. Den Rahmen für 
Situationen dieser Art bilden vor allem 
die folgenden Situationsfelder: Schule, 
Familie, Beruf, Fre1ze1t, Öffentlichkeit, In-
ternationale Beziehungen. Diese S1tua-
tionsfelder stehen in einem wechselsei-
tigen Abhängigkeitsverhältnis zueinan-
der. 

Während die Qualifikationen Verhal-
tensdispositionen umfassender Natur 
sind, stellen die Lernziele 1. und II. Ord-
nung einzelne Elemente der jeweiligen 
Qualifikation dar. Diesen einzelnen Ziel-
elementen werden konkrete Unterrichts-
inhalte, Unterrichtsthemen und Unter-
richtsreihen zugeordnet, mit deren Hilfe 
die beschriebenen Ziele erreicht werden 
können: methodische Verfahrensweisen, 
spezielle Sachkenntnisse über Problem-
fragen und kontroverse Standpunkte, das 
Orientierungswissen zur Erschließung 
des Sachbereichs und Wege zur Pro-
blemlösung. 

Für die Planung des jeweiligen Unter-
richts werden Lernziele 1. und II. Ordnung 
in Zusammenhang mit den gewählten 
Unterrichtsinhalten zu konkretisierten 
Lernzielen, d. h. sie werden speziell auf 
einen bestimmten Inhalt hin formuliert. 
Unter operationalisierten Lernzielen ver-
steht man die Übersetzung konkretisierter 
Lernziele in beobachtbares Verhalten der 
Schüler. Operationalisierungen ermög-
lichen es eher, die Leistungen der Schü-
ler und die Wirksamkeit des Unterrichts 
zu überprüfen. Allerdings muß gesagt 
werden, daß wichtige Zielbereiche der 
Politischen Bildung - z. B. Handlungs-
bereitschaft und Werthaltungen - derzeit 
nicht zu operationalisieren sind. 

Der folgende Katalog der Qualifikatio-
nen und Lernziele enthält drei Ebenen 
nach dem Grad der Abstraktion: 
(1) Qualifikationen 

(2) Lernziele 1. Ordnung 
(3) Lernziele II. Ordnung. 

Eine weitere Ebene bilden die (4) kon-
kretisierten und operationalisierten Lern-
ziele. Sie finden sich wegen der notwen-
digen 1 nhaltsbezogenheit nur in den 
Planungsmaterialien. 

Die Reihenfolge der Qualifikationen ist 
nicht als Rangfolge zu betrachten. 
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3.2 Der Katalog der Qualifikationen und Lernziele 

3.2.1 Qualifikation 1 

Fähigkeit und Bereitschaft, ge-
sellschaftliche Zwänge und 
Herrschaftsverhältnisse nicht 
ungeprüft hinzunehmen, sondern 
sie auf ihre Zwecke und 
Notwendigkeiten hin zu befragen 
und die ihnen zugrunde liegen-
den Interessen, Normen und 
Wertvorstellungen kritisch zu 
überprüfen. 

Oualifikationsbeschreibung: 
Die wichtigsten Normen, Wertvorstel-

1 lungen und Verhaltensweisen einer Ge-
sellschaft werden bereits in früher 
Kindheit unbewußt aufgenommen und 
verinnerlicht. Die so erworbenen Vorstel-
lungen von Gesellschaft und Politikgelten 
leicht als das Selbstverständliche und 
nichtweiterBefragbare.Solldiepol1t1sche 
und gesellschaftliche Wirklichkeit aber 
nicht als etwas scheinbar Naturgege-
benes hingenommen, sondern als et-
was Historisches und damit Veränder-
bares verstanden werden, so muß sie 
beobachtet und befragt werden. Deshalb 
legt die Qualifikation besonderes Ge-
wicht auf die Prüfung und Befragung 
dieser Wirklichkeit und der eigenen 
Wahrnehmung. Beides ist Voraussetzung 
für politische Urteils- und Handlungs-
fähigkeit. 

Die Wörter „gesellschaftllcheZwänge" 
und „Herrschaftsverhältnisse" sind nicht 
frei von klischeehaftem Gebrauch; nicht 
selten werden sie so verwendet, als 
seien sie Symbole allen Übels dieser 
Welt. Vor einer irrationalen Belastung der 
Wörter sei deshalb gewarnt. 

„Herrschaftsverhältnisse" meint nicht 
einfach staatlich-hoheitliche Herrschafts-
regelung oder gewaltsames Handeln 
(Befehl und Befehlsausführung). In mo-
dernen Staaten muß man von einer 
Durchdringung des Staatlichen mit dem 
Gesellschaftlichen und Wirtschaftlichen 
ausgehen. 

Nahezu alle gesellschaftlichen Le-
bensprozesse sind staatlichen Regelun-
gen unterworfen, und gesellschaftliche 
Gruppen haben in pluralen Systemen 
das Recht, die Chance zur Interessen-

10 

durchsetzung wahrzunehmen. Ob die 
verschiedenen 1m Widerspruch stehen-
den gesellschaftlichen Interessen, Wert-
vorstellungen und Bedürfnisse in glei-
cher oder verzerrter Weise die Chance 
politischer Berücksichtigung finden und 
wie die politischen Institutionen diese 
Chance verteilen, dies sind Hauptfra-
gen nach den Herrschaftsverhältnissen. 

Wie iedes gesellschaftliche System 
legt auch das unsere seinen Mitgliedern 
„gesellschaftliche Zwänge" auf, z.B. Ver-
haltenserwartungen, Leistungsdruck, 
Gehorsamsforderungen, moralische Ge-
bote, Sanktionen (Strafen, Verweise, Be-
lohnungen) usw. Gegenüber solchen 
Systemzwängen, die in der politischen 
Argumentation häufig als unabweisbare 
Sachzwänge ausgegeben werden, kann 
man sich sehr unterschiedlich verhalten. 
Die Möglichkeiten reichen von unreflek-
tiertem Konformsein über die reflektierte 
Loyalitätsanpassung bis hin zu den ver-
schiedenen Verhaltensweisen, die sich 
aus der Einsicht in die Unvollkommenheit 
gesellschaftlicher Zustände ergeben, 
z. B. Resignation, Verweigerung, Nicht-
mitmachen (Rückzug in den Privatbe-
reich), Sich-wehren, Setzen von Alter-
nativzielen, Entwurf von Veränderungs-
methoden, Realisieren von Entwürfen 
reformierender oder revolutionärer Art. 

Die Qualifikation zielt auf das Gegen-
bild des Sozialautomaten, nämlich auf 
den Menschen, der sich blindem Konfor-
mismus versagt und die mit dem Unge-
horsam verbundenen Unbequemlichkei-
ten auf sich nimmt, jedoch auch die 
Konformität als eine stabilisierende Er-
scheinung der Gesellschaft grundsätz-
lich akzeptiert. Der politische Mensch 
soll, ob er sich nun distanziert, kritisch 
widersteht, 1 nnovationen plant oder sich 
dem für richtig Befundenen anpaßt, in 
Denken und Verhalten selbst- und nicht 
fremdgesteuert sein. 

In der Qualifikation wird die Reflexion 
der Zwecke und Notwendigkeiten von 
gesellschaftlichen Zwängen und Herr-
schaftsverhältnissen besonders betont. 
Das ist erforderlich, weil in hochentwik-
kelten Staaten eine Tendenz nachweis-
bar ist, daß politische Entscheidungen 
sehr oft von wissenschaftlich-techni-
scher Vernunft scheinbar zwingend vor- 1 
gezeichnet werden. Darin liegt die ~'.ltente 
Gefahr einer Entpolitisierung der Offent-



lichkeit und der politischen Gremien. Die 
Fähigkeit zur Diskussion politischer Z iele 
kann dem vorbeugen und dazu beitragen, 
die heranwachsenden Staatsbürger so-
wohl konsens- als auch konfliktfähiger 
zu machen. 

Lernziele/. und II. Ordnung: 

1.1 Fähigkeit zur Analyse von 
gesellschaftlichen Zwängen und 
Herrschaftsverhältnissen. 

1 .1.1 Kenntnis realer gesellschaftlich er 
Zwänge. 

1.1.2 Kenntnis der normativen Be-
gründung und der Interessenge-
bundenheit gesellschaftlicher 
Zwänge. 

1 1.1.3 Kenntnis der wichtigsten politi-
schen 1 nstitutionen und ihrer Herr-
schaftsfunktionen. 

1 .1.4 Kenntnis der wichtigsten Elemen-
te des politischen Willensbil-
dungsprozesses. 

1.1.5 Kenntnis der geschichtlichen Be-
dingtheit von Herrschaftsverhält-
nissen und gesellschaftlichen 
Zwängen. 

1.1.6 Fähigkeit zu analysieren, ob und 
wie verschiedene gesellschaftli-
che Gruppen ihre Bedürfnisse, 
Interessen, Ansprüche und Wert-
vorstellungen artikulieren. 

1.1.7 Fähigkeit zu analysieren, in wel-
cher Form verschiedene gesell-
schaftliche Gruppen am politi-
schen Willensbildungsprozeß teil-
nehmen. 

1.1 .8 Fähigkeit zu analysieren, welche 
politischen Institutionen über die 
Bedürfnisse, 1 nteressen, Ansprü-
che und Wertvorstellungen ver-
schiedener Gruppen entscheiden. 

1.2 Fähigkeit zur Anpassung an 
akzeptierbare Herrschaftsverhält-
nisse und gesellschaftliche 
Zwänge. 

1.2.1 Fähigkeit zur Normenkritik (Ent-
wicklung von Urteilskategorien zur 
kritischen Analyse von systembe-
dingten Ansprüchen) 

1.2.2 Fähigkeit zur Konformität gegen-
über als notwendig erkannten ge-
sellschaftlichen Zwängen. 

1.2.3 Erkennen der Möglichkeiten, die 
ein konformes Verhalten für die 
Befriedigung individueller und 
kollektiver Bedürfnisse bietet. 

1 .2.4 Fähigkeit und Bereitschaft, eigene 

1.3 

1.3.1 

1.3.2 

1.3.3 

1.3.4 

Gefühle, Widerstände und Bedürf-
nisse, die der Anpassung an not-
wendige gesellschaftliche Zwän-
ge entgegenstehen, zu identiflZle-
ren und zu verarbeiten. 

Fähigkeit zum Widerstand gegen 
nicht akzeptierbare Herrschafts-
verhältnisse und 
gesellschaftliche Zwänge. 
Fähigkeit zur Distanzierung von 
nicht rational begründeten Gehor-
samsforderungen (Tabus, Mei-
nungsdruck, Gewohnheiten, usw.). 
Fähigkeit und Bereitschaft, eigene 
Gefühle, Widerstände und Bedürf-
nisse, die der Anpassung an ge-
sellschaftliche Zwänge entgegen-
stehen, als Triebkräfte für politi-
sche Veränderungen einzusetzen. 
Kenntnis oder Entwicklung von 1 n-
novationsverfahren oder Wider-
standstechniken. 
Fähigkeit, gesellschaftliche Zu-
kunftsmodelle zu analysieren und 
auf ihre Realisierungsmöglichkei-
ten hin kritisch zu überprüfen. 

11 



3.2.2 Qualifikation 2 

Fähigkeit und Bereitschaft, die 
Chancen zur Einflußnahme auf 
gesellschaftliche Vorgänge und 
Herrschaftsverhältnisse zu er-
kennen, zu nutzen und 
zu erweitern. 

Oua/1fikat1onsbeschreibung: 

Demokratie als Staatsform bedarf der 
Abstützung im Bereich der Gesellschaft 
durch Mitsprache, Mitbestimmung und 
Kontrolle durch die Jeweils Betroffenen. 
Politische Selbstbestimmung kann nicht 
in Gesellschaften verwirklicht werden, in 
denen entscheidende soziale und ökono-
mische Bereiche demokratischer Gestal-
tung entzogen werden. 

Wenn der Bürger fähig sein soll, die 1 
Chancen zur Einflußnahme auf gesell-
schaftliche Vorgänge und Herrschafts-
verhältnisse zu erkennen und wahrzu-
nehmen, so muß er in die Lage versetzt 
werden, die Funktionszusammenhänge 
des politischen Systems zu durch-
schauen. Er muß ferner bereit sein, die 
Möglichkeiten zur Einflußnahme als 
Rechte zur Mitgestaltung politischen und 
gesellschaftlichen Geschehens zu be-
greifen, die sich aus der demokratischen 
Idee der „Selbstregierung" ergeben, und 
die Möglichkeiten der in der Verfassung 
garantierten Grundrechte auszunutzen. 
Da Machtgruppen dazu tendieren, den 
durch die Mitgestaltungsrechte gegebe-
nen Spielraum von sich aus zu besetzen, 
hat der Politische Unterricht die Aufgabe, 
die Einlösung der Verfassungsforderun-
gen zu unterstützen. 

Lernziele/. und II. Ordnung: 

2.1 Fähigkeit den gegebenen poli-
üschen Handlungsspielraum 
zu erkennen. 

2.1.1 Fäh1gke1t, den politischen Charak-
ter eines gesellschaftlichen Vor-
gangs zu erkennen. 

2.1.2 Fähigkeit, das politisch-gesell-
schaftliche System zu analysieren, 
besonders hinsichtlich der Macht-
verteilung. 

2.1 .3 Fähigkeit, ein konkretes politisch-
gesellschaftliches Problem rational 
zu beurteilen. 

2.1.4 Fähigkeit, die Determinanten eines 
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politischen Handlungsspielraums 
zu erkennen. 

2.2 Fähigkeit den gegebenen politi-
schen Handlungsspielraum zu 
nutzen und damit seine 
Einschränkung zu verhindern. 

2.2.1 Fähigkeit, die Techniken politischer 
Meinungs- und Willensbildung zu 
durchschauen. 

2.2.2 Fähigkeit, sich Techniken zur Aus-
nutzung eines Handlungsspiel-
raums anzueignen. 

2.2.3 Fähigkeit, individuelles und solida-
risches politisches Handeln als le-
gitime Möglichkeit innerhalb des 
politischen Systems zu begreifen. 

2.2.4 Fähigkeit, Argumente der Staatsge-
walt und gesellschaftlicher Grup-
pen zur Aufrechterhaltung von Sy-
stemzwängen zu analysieren, sie zu 
bewerten und sich ihnen gegebe-
nenfalls zu widersetzen. 

2.3 Fähigkeit den politischen Hand-
lungsspielraum zu erweitern und 
damit für sich und andere ein 
größeres Maß an Bedürfnis-
befriedigung und Selbstbestim-
mung zu erreichen. 

2.3.1 Fähigkeit, Machtgruppen zu erken-
nen, die dazu tendieren, individuel-
le Handlungsmöglichkeiten einzu-
engen. 

2.3.2 Bereitschaft, ungenutzte politische 
Handlungsspielräume zur Einlö-
sung von Verfassungsansprüchen 
auszunutzen. 

2.3.3 Bereitschaft, zur Veränderung der 
bestehenden politischen Ordnung 
auf demokratischem Wege beizu-
tragen, falls diese Freiheitschancen 
ungenutzt läßt, die bereits realisier-
bar sind. 



3.2.3 Qualifikation 3 

Fähigkeit und Bereitschaft, 
sprachliche und nichtsprach-
liche Kommunikation auf 
ihren ideologischen Hinter-
grund hin zu durchschauen. 

Oualifikationsbeschreibung: 

Kommunikation kann definiert werden 
als Austausch von Verhaltensäußerungen 
zwischen Sendern (Kommunikatoren) 
und Empfängern (Rezipienten) über ein 
Medium. Das wichtigste Medium ist die 
Sprache; es gibt daneben aber auch 
andere bedeutsame Vermittlungsformen 
nichtsprachlicher Art (z. B. Bild, Ton, 
Gestik etc.). Grundsätzlich kann jeder 
Sender auch Empfänger, jeder Empfän-
ger auch Sender sein. In der gesell-
schaftlichen Wirklichkeit trifft dies am 
ehesten auf Kleingruppen zu, obwohl 
auch dort einseitige Rollenfestlegungen 
zu beobachten sind („Einbahnkommuni-
kation", z. B. im Frontalunterricht). Im 
gesamtgesellschaftlichen System ist 
durch das Verfügen bestimmter Kommu-
nikatoren über das technisierte Medium 
die Rollenverteilung hingegen fixiert. 

Soll Kommunikation auf ihren ideologi-
schen Hintergrund hin durchschaut wer-
den, so ist 
- dieFestgelegthe1tderRollenverteilung 

aufzudecken und zu prüfen, ob sie ver-
ändert werden kann; 

- zu erkennen, daß in der Massenkom-
munikation die Kommunikatoren (z. B. 
Verleger, Rundfunkanstalten, Parteien, 
Kirchen, Verbände) durch die Verfü-
gung über die Massenmedien ver-
mehrte Einflußchancen gegenüber 
den Rezipienten haben; 

- zu durchschauen, daß es sozial be-
dingte Ungleichheiten bezüglich der 
Teilnahme am Kommunikationsprozeß 
gibt. 
Der letzte Gesichtspunkt muß vor allem 

hinsichtlich des Kommunikationsme-
diums Sprache besonders hervorgeho-
ben werden. Durch Sprache werden 
Soz1alisationsvorgänge vermittelt, von 
der Sprachkompetenz hängen Hand-
lungsmotive sowie das Niveau und die 
Art kognitiver Leistungen ab, Verfügung 
über Sprache ist Voraussetzung für Er-
folg in Schule, Beruf und Gesellschaft. 
Solange also keine Erweiterung und Dif-
ferenzierung des eingeschränkten 

Sprachrepertoirs der unteren Schichten 
erfolgt, wird Aufst1egsmobil1tät verhin-
dert. Es werden bestehende Herrschafts-
verhältnisse reproduziert, wenn der diffe-
renziertere Sprachgebrauch der Mittel-
schicht Kriterium der Statuszuweisung 
bleibt. 

Die Ermutigung zu differenzierterem 
Sprachgebrauch und das Erlernen der 
hierzu notwendigen Fähigkeiten können 
freilich nicht allein Sache des Politischen 
Unterrichts sein. 

Lernziele/. und II. Ordnung: 

3.1 Fähigkeit zur Analyse sprach-
licher Äußerungen. 

3.1.1 Fähigkeit, zwischen verschiedenen 
Formen des Sprachgebrauchs zu 
unterscheiden, z. B. nach dem Gra-
de ihrer Differenziertheit. 

3.1.2 Fähigkeit, Defizite an kognitiven 
und sozialen Geschicklichkeiten 1n 
bestimmten sprachlichen Formen 
zu erkennen. 

3.2 Fähigkeit zur Analyse nicht-
sprachlicher Kommunikation. 

3.2.1 Fähigkeit, Wirkungsweisen nicht-
sprachlicher Kommunikation fest-
zustellen. 

3.2.2 Erkennen, daß der Anteil an nicht-
sprachlicher Kommunikation nach 
sozialen Schichten verschieden ist. 

3.2.3 Erkennen politischer Gehalte in 
(scheinbar) unpolitischen Angebo-
ten der Massenmedien. 

3.3 Erkennen, daß die Teilnahme-
chancen am Kommunikations-
prozeß aufgrund sozialer 
Bedingungen ungleich sind. 

3.3.1 Einblick in Sprache und andere 
Kommunikationsmittel als wichtige ' 
Regulatoren von Verhalten und Be-
wußtsein. 

3.3.2 Erkennen der Abhängigkeit des 
Spracherwerbs, Sprachgebrauchs 
und anderer Kommunikationsfor-
men von der sozialen Schicht bzw. 
Gruppe. 

3.4 Fähigkei~ die Interessengebun-
denheit von Meinungsäußerungen 
und Informationen zu erkennen. 

3.4.1 Einblick in gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Bedingungen des 
Meinungsbildungsprozesses. 

3.4.2 Fähigkeit, den jeweiligen Aktions-
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radius persönlicher Meinungsfrei-
heit zu bestimmen. 

3.2.4 Qualifikation 4 

3.4.3 Fähigkeit, in Meinungsäußerungen ' Fähigkeit und Bereitschaft, 
und Informationen Motive oder in politischen Alternativen zu 
Zielsetzungen festzustellen. denken, Partei zu ergreifen 

3.5 Fähigkei~ Nachrichten kritisch zu 
prüfen, und Bereitschaft, in 
Ergänzung dazu Möglichkeiten 
anderer Informationen (aus 
Massenmedien und anderen 
Quellen) zu nutzen. 

3.5.1 Einsicht in Funktion und Wirkung 
der Massenkommunikationsmittel. 

3.5.2 Erkennen, daß Information durch 
die Medien selektiv vermittelt wird, 
und Feststellen der zugrundelie-
genden Absichten. 

3.5.3 Erkennen der selektiven Aufnahme 
von Information und deren Bedin-
gungen (z. B. Schicht- und Grup-
penzugehörigkeit). 

3.5.4 Kenntnis von Möglichkeiten zur Be-
schaffung von Informationen, die 
nicht durch Massenmedien vermit-
telt sind. 

3.6 Fähigkeit, eigene Kommunika-
tionsmöglichkeiten zu 
behaupten und zu erweitern. 

3.6.1 Erkennen der Ursachen individuel-
ler Kommunikationshemmnisse. 

3.6.2 Erkennen, daß Kommunikat1ons-
schw1erigkeiten zu psychischen 
Schwierigkeiten führen. 

3.6.3 Bereitschaft, sich neue Kommuni-
kationsmöglichkeiten zu erschlie-
ßen. 
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und gegebenenfalls auch 
unter dem Druck von 
Sanktionen zu versuchen, 
Entscheidungen zu realisieren. 

Oualifikationsbeschreibung: 

Diese Qualifikation enthält drei Ele-
mente: Denken in Alternativen, Partei-
nahme und Realisierung von Entschei- , 
dungen. 

Denken in Alternativen setzt Kennt-
nisse von verschiedenen Lösungsmög-
lichkeiten gesellschaftlicher Probleme 
voraus. Es zielt auf die kritische Befra-
gung gesellschaftlicher Vorgänge und 
untersucht die Interessen und ihre Legi-
timierung. Darüber hinaus regt alternati-
ves Denken zum Entwurf neuer Lösungs-
vorschläge an. 

Die Bereitschaft, Partei zu ergreifen, 
soll verhindern, daß Politische Bildung 
sich in der Analyse und im Sammeln von 
Lösungsvorschlägen erschöpft. Geför-
dert werden soll die entschiedene Partei-
nahme nach Maßgabe „der analysierten 
eigenen 1 nteressen und Uberzeugungen. 1 

Parteiliche Stellungnahme und die 
Realisierung von Entscheidungen lösen 
Spannungen aus, die ausgehalten wer-
den müssen, wenn die engagierte Ein-
stellung dauerhaft sein soll. Dies ist nicht 
möglich ohne die Kenntnis von negativen 
wie positiven Sanktionen (Gegenmaß-
nahmen, Strafen und Belohnungen), von 
Ausweich- und Anpassungsmechanis-
men und Widerstandstechniken. 

Lernziele 1. und II. Ordnung: 

4.1 Fähigkei~ durch Denken in 
politischen Alternativen 
Abhängigkeiten zu erkennen. 

4.1.1 Fähigkeit, in einem politischen Ge-
genstand die Kontroverse zu erken-
nen. 

4.1.2 Fähigkeit, in Kontroversen die zu-
grundeliegenden Werte, Normen 
und 1 nteressen zu ermitteln. 

4.1.3 Fähigkeit, zu einer gegebenen Re-
gelung Alternativen zu entwickeln, 
die von anderen Normen und 1 nter-
essen geprägt sind. 



4.2 Fähigkei~ durch Parteinahme in 
politischen Konflikten 
Selbstbestimmung zu üben. 

4.2.1 Fähigkeit, nach der Analyse eines 
politischen Gegenstandes Meinun-
gen darüber zu artikulieren. 

4.2.2 Fähigkeit, das Verhältnis zwischen 
Bedingungsfaktoren vorhandener 
Regelungen und Bedingungen von 
Alternativregelungen zu diskutie-
ren. 

4.2.3 Fähigkeit, fremd- und selbstbe-
stimmte Lösungsmöglichkeiten ge-
sellschaftlicher Probleme zu unter-
scheiden. 

4.2.4 Bereitschaft, sich für eine als sinn-
voll erkannte Lösungsmöglichkeit 
zu entscheiden. 

4.3 Fähigkei~ auch unter dem Druck 
von Sanktionen Entscheidungen 
zu realisieren. 

4.3.1 Fähigkeit, durch Parteinahme in po-
litisch kontroversen Fragen entste-
hende Konsequenzen zu reflektie-
ren und zu kalkulieren. 

4.3.2 Fähigkeit und Bereitschaft, die 
eigene Parteinahme öffentlich zu 
arti ku 1 ieren. 

4.3.3 Fähigkeit und Bereitschaft, sich ge-
gen Sanktionen mit angemessenen 
Mitteln zu verteidigen, z. B. durch 
solidarisches Handeln. 

3.2.5 Qualifikation 5 

Fähigkeit, die eigene Rechts-
und Interessenlage zu 
reflektieren, und Bereitschaft, 
Ansprüche auch in Solidarität 
mit anderen durchzusetzen, 
sowie Fähigkeit und Bereit-
schaft, gesellschaftliche Be-
dürfnisse als eigene zu erkennen 
und ihnen gegebenenfalls 
Priorität vor der Befriedigung 
privater Interessen zu geben. 

Oualifikationsbeschreibung: 
Das Erkennen der eigenen Rechts-

und Interessenlage sollte bei konkreten 
Konflikten ansetzen, von denen der ein-
zelne betroffen ist. Reflexion bedeutet, zu 
überlegen und durch Diskussion zu klä-
ren, in welchem Grade der eigene Kon-
flikt gesellschaftlicher Konflikt ist, und 
die Ursachen fü r die Einschränkung der 
eigenen Rechte und 1 nteressen zu unter-
suchen. Die Einschränkung von Rechten 
und 1 nteressen kann sowohl vom Staat 
als auch - meist aufgrund ökonomischer 
Macht - von stärkeren einzelnen oder 
Gruppen ausgehen. Rechte kann man in 
der Regel als einzelner gerichtlich durch-
setzen, Interessen nur gemeinsam mit 
anderen. Wenn der einzelne sein Interes-
se in Kommunikation mit anderen als das 
einer größeren Gruppe erkennt, besteht 
eine größere Chance, solidarisch das 
Ziel zu erreichen. 

Der politisch aktive Bürger wird sich 
nicht nur mit seinen eigenen Rechten 
und Interessen, sondern auch mit gesell-
schaftlichen Bedürfnissen - wie Umwelt-
schutz oder Reform des Bildungswe-
sens - befassen müssen. Er muß unter-
scheiden, ob diese aus den individuellen 
Bedürfnissen aller Mitglieder der Gesell-
schaft abgeleitet und legitimiert sind, 
oder ob sie im Gewand gesamtgesell-
schaftlicher Notwendigkeit den Sonder-
interessen einiger dienen und dann zu-
rückgewiesen werden müssen. Die Be-
friedigung der meisten gesellschaftlichen 
Bedürfnisse ist schon wegen der erfor-
derlichen Gesamtplanung nicht mehr 
durch Privatinitiative und den Marktme-
chanismus al lein möglich. Es entstehen 
hier notwendige Aufgaben für die öffent-
liche Hand. Deren Möglichkeiten aber 
hängen entscheidend von der Höhe der 
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zu Verfügung stehenden finanziellen Mit-
tel ab („Privater Reichtum - öffentliche 
Armut"). 

Lernziele 1. und II. Ordnung: 

5.1 Fähigkeit, die eigene Rechts- und 
Interessenlage zu erkennen. 

5.1.1 Kenntnis der eigenen Rechte oder 
der Möglichkeiten, sie in Erfahrung 
zu bringen. 

5.1.2 Fähigkeit, an einem Konfliktfall die 
eigene 1 nteressenlage zu erkennen. 

5.1.3 Fähigkeit, an einem Konfliktfall die 
1 nteressenlage der anderen Betei-
ligten zu analysieren und dadurch 
den Widerstand gegen die Durch-
setzung eigener 1 nteressen abzu-
schätzen. 

5.1.4 Fäh1gke1t, an verschiedenen Kon-
fliktfällen die eigene 1 nteressen-
lage 1m Blick auf die Interessen der 
Gesamtgesellschaft zu bestimmen. 

5.2 Fähigkeit, Ursachen von Ein-
schränkungen der eigenen 
Rechte und Interessen zu 
analysieren. 

5.2.1 Einschränkungen von Rechten und 
1 nteressen erkennen. 

5.2.2 Rechte und Interessen in ihrer Ab-
häng1gke1t u. a. von ökonomischer 
Macht analysieren können. 

5.3 Fähigkeit und Bereitschaft, 
Rechte in Anspruch zu nehmen. 

5.4 Bereitschaft, Interessen in Solida-
rität mit anderen durchzusetzen. 

5.4.1 Fähigkeit, eigene Interessen unter 
Umständen als Gruppeninteressen 
zu erkennen. 

5.4.2 Kenntnis von Methoden solidari-
schen Handelns und Bereitschaft, 
sie anzuwenden. 

5.5 Fähigkeit, Kriterien für gesamt-
gesellschaftliche Bedürfnisse zu 
erarbeiten. 

5.5.1 Erkennen, welche Maßnahmen ge-
eignet sind, dem Interessenaus-
gleich zu dienen, oder andererseits 
geeignet sind, Ungleichheit in der 
Gesellschaft zu verstärken. 

5.5.2 Modelle kennen und entwerfen, in 
denen gesamtgesellschaftliche 
Bedürfnisse besser als gegenwär-
tig berücksichtigt werden. 
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5.6 Bereitschaft, Beiträge zur Befrie-
digung gesamtgesellschaftlicher 
Bedürfnisse zu leisten. 

5.6.1 Fäh1gke1t und Bereitschaft, einen 
Pnoritätenkatalog zu erstellen. 

5.6.2 Bereitschaft, um gesellschaftlicher 
Bedürfnisse willen auf privaten 
Konsum teilweise zu verzichten. 
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3.2.6 Qualifikation 6 

Fähigkeit, die gesellschaftliche 
Funktion von Konflikten zu 
erkennen, und die Bereitschaft, 
sich durch Wahl geeigneter 
Konzeptionen an der Austra-
gung von Konflikten zu be-
teiligen. 

Oualifikationsbeschreibung: 

Konflikt ist als ein universales Phäno-
men gesellschaftlichen Lebens empirisch 
nachweisbar; er begegnet uns als Ele-
ment sozialer Interaktion wie auch als 
Motor sozialen Wandels. Diese Feststel-
lung ist abzugrenzen von der Erwartung 
einer konfliktfreien Zukunftsgesellschaft 
wie auch von Herrschaftslehren, die den 
sozialen Konflikt negieren. 

Wenn der Konflikt somit gleichsam als 
„Normalität" erscheint, so darf jedoch 
nicht übersehen werden, daß er das 1 ndi-
viduum psychischen Belastungen aus-
setzt, die seine Identität gefährden oder 
seine Identitätsfindung erschweren kön-
nen. Ein Ziel der Sozialisation ist es daher, 
die Fähigkeit zu erwerben, psychische 
Konflikte zu verarbeiten und soziale Kon-
flikte auszutragen. Bei Jugendlichen ist 
eine hohe Lernmotivation zu erwarten, 
wenn selbsterfahrene soziale (und davon 
bewirkte psychische) Konflikte zum An-
laß des Lernens sozialer Tatbestände ge-
wählt werden, um ihnen zum Verständnis 
ihrer eigenen sozialen Existenz zu verhel-
fen. 

Die Analyse konkreter sozialer Kon-
flikte und die Wahl geeigneter Konzep-
tionen zu ihrer Austragung ist abhängig 
von theoretischen Prämissen. Daher wird 
die Frage nach den Ursachen sozialer 
Konflikte in der Wissenschaft kontrovers 
beantwortet. Einerseits ist dieAuffassung 
zu finden, daß alle gesellschaftlichen 
Konflikte auf einen grundlegenden Kon-
flikt, nämlich den Widerspruch zwischen 
Produktivkräften und Produktionsverhält-
nissen, zurückzuführen sind. Anderer-
seits wird die Ansicht vertreten, daß es 
sich bei sozialen Konflikten um partielle 
Strukturprobleme handelt, die ein gesell-
schaftliches Gleichgewicht nicht aus-
schließen und gesellschaftlichen Wandel 
ermöglichen. 1 n einer weiteren Auffas-
sung werden Konflikte als „dysfunktional" 
und als „abweichendes Verhalten" ver-

standen, welche das Funktionieren so-
zialer Systeme stören. 

Dementsprechend sind auch die Fol-
gerungen im Hinblick auf das Austragen 

1 von Konflikten unterschiedlich. Von den 
einen wird die Aufhebung des Grund-
konflikts durch die Aufhebung der gesell-
schaftlichen Widersprüche erwartet, von 
anderen eine Lösung von Teilkonflikten, 
wenn sie auf soziale Ursachen zurückge-
führt werden können, die veränderbar 
sind, oder es wird lediglich eine Rege-
lung von Konflikten angestrebt im Sinne 
einer regelgebundenen Austragung mit 
Lösungen, welche die Ursachen nicht be-
se1t1gen. 

Politischer Unterricht muß diese un-
terschiedliche Bewertung und Austra-
gung von Konflikten in ihrer konkreten 
Bedeutung aufweisen, ihnen aber auch 
den normativen Bezugspunkt unserer 
Gesellschaft für institutionalisierte und 
nichtinstitut1onal i sierte Konfliktregel un-
gen gegenüberstellen. Dieser Bezugs-
punkt für die Konfliktaustragung ist der 
Konsens über die Grundrechte - vor al-
lem über Artikel 1 GG (Würde des Men-
schen) und Artikel 2 GG (Entfaltung der 
Persönlichkeit, Recht auf Leben und Un-
versehrtheit) - und über die daraus resul-
tierenden Verfassungsbestimmungen. 

Konflikt und Konsens stehen nicht im 
Gegensatz zueinander. Der Grundkon-
sens unserer Gesellschaft umgreift den 
Konflikt; das Schutzbedürfnis der Mit-
glieder einer Gesellschaft verlangt den 
Konsens darüber, daß die Austragung 
von Konflikten begrenzt sein, d. h. nach 
Regeln ablaufen muß. 

Politischer Unterricht muß die Fähig-
keit und Bereitschaft zur Wahl geeigneter 
Konzeptionen als Verhaltensdisposition 
vermitteln. Er wird auf typische Konflikt-
formen vorbereiten, Lösungsstrategien 
erlernen lassen und möglichst auch Ge-
legenheit geben, das Verarbeiten von Ent-
täuschungen und Versagungen zu lernen. 
Damit sind Verhaltensleistungen gemeint, 
die eine rationale Austragung von Kon-
flikten ermöglichen, ohne die lchstärke zu 
beeinträchtigen. 

Lernziele/. und II. Ordnung: 
6.1 Fähigkeit Konflik te als eine Form 

des gesellschaftlichen und politi-
schen Prozesses zu erkennen. 

6.1.1 Erkennen, daß mit der Differenzie-
rung der Gesellschaft die Möglich-
keit von Konflikten wächst. 

6.1.2 Erkennen, daß der Konflikt eine we-
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sentliche Bedingung des gesell- 1 

schaftlichen Wandels ist. 
6.1.3 Erkennen, daß der Konflikt ein Ele-

ment des gesellschaftlichen Plura-
lismus ist. 

6.1.4 Erkennen, daß der Konflikt dte 
Herrschenden zwingt, ihre Herr-
schaft immer wieder zu legitimieren. 

6.2 Fähigkeit, die strukturellen 
Grundlagen von Konflikten zu 
analysieren. 

6.2.1 Fähigkeit, konfligierende Gruppen 
bzw. Personen zu erkennen und 
die Anwendung ihrer Taktik zu er-
fassen. 

6.2.2 Erkennen, von welchen Ordnungs-
vorstellungen und historischen Be-
dingungen die konfligierenden 
Gruppen ausgehen. 

6.3 Fähigkeit die einem Konflikt 
zugrundeliegenden Interessen-
und Machtverhältnisse zu 
erkennen und rational zu ihnen 
Stellung zu nehmen 

6.3.1 Fähigkeit, die unterschiedlichen 
1 nteressenlagen zu erkennen. 

6.3.2 Erkennen, daß den konfligierenden 
Gruppen unterschiedliche Macht-
mittel zur Verfügung stehen und 
damit unterschiedliche Durch-
setzungschancen gegeben sind. 

6.4 Bereitschaft, sich an Konflikt-
austragungen zu beteiligen. 

6.4.1 Fähigkeit und Bereitschaft, auf 
Konfliktaustragungen Einfluß zu 
nehmen. 

6.4.2 Fähigkeit und Bereitschaft, zu ver-
suchen, bei der Austragung von 
Konflikten eigene 1 nteressen durch-
zusetzen. 

6.5 Bereitschaft, sich über die 
Möglichkeiten der Regelung von 
Konflikten zu informieren und 
entsprechend zu handeln. 

6.5.1 Erkennen, daß unterschiedliche 
Konfliktarten auch unterschied-
liche Konfliktregelungen erfordern. 

6.5.2 Bereitschaft, die Konsequenzen 
auf sich zu nehmen, die mit der An-
nahme einer Konfliktregelung ver-
bunden sind. 

6.6 Fähigkeit und Bereitschaft, die 
herrschenden Regelsysteme 
kritisch zu beurteilen und 
gegebenenfalls neue Möglich-
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keifen der Konfliktaustragung 
zu erproben. 

6.6.1 Erkennen, daß auch Regelsysteme 
dem gesellschaftlichen Wandel 
unterliegen. 

6.6.2 Bereitschaft, gegebenenfalls Un-
sicherheit und gesellschaftliche 
Sanktionen auf sich zu nehmen, die 
durch die Nichteinhaltung alter 
oder durch die Erprobung neuer 
Regeln auftreten können. 



3.2. 7 Qualifikation 7 

Fähigkeit, eigene Glücksan-
sprüche vor Verfälschungen zu 
bewahren und durchzusetzen, 
sofern dies nicht zu lasten 
anderer geht, sowie Fähigkeit 
und Bereitschaft, dies auch an-
deren zuzugestehen und zu 
ermöglichen. 

Oualifikationsbeschre1bung: 

Diese Qualifikation zielt auf die Fähig-
keit des Individuums, sich gegenüber 
solchen gesellschaftlichen Zwängen zu 
behaupten, die in seinen privaten Lebens-
bereich hineinwirken, und die gerade 
dann am wirksamsten sind, wenn sie ver-
innerlicht und damit dem Betroffenen 
nicht bewußt sind. 

Die Qualifikation beachtet jedoch die 
Grenzen, die öffentlicher Erziehung ge-
setzt sind: Es ist nicht Aufgabe öffent-
licher Erziehung, in jedem Falle Normvor-
stellungen abzubauen, die Glücksan-
sprüchen entgegenstehen. Es kann für 
bestimmte Gruppen der Gesellschaft 
weltanschaulich begründet sein, sich sol-
chen Normvorstellungen unterzuordnen. 
Da öffentliche Erziehung jedoch zu eige-
ner Entscheidung befähigen soll, muß sie 
die gesellschaftliche Bedingtheit von 
Glücksvorstellungen sowie die ihrer Ver-
sagungen und Verfälschungen bewußt 
machen. 

Deshalb lenkt die Qualifikation den 
Blick besonders auf bestimmte Probleme 
der industriellen Gesellschaft: 

In der industriellen Gesellschaft wird 
Glück vielfach durch nicht notwendige 
Versagungen und Anpassungsforderun-
gen vorenthalten. Genuß tritt vornehmlich 
entfremdet und verdinglicht in Erschei-
nung. Die Trennung des Lebens in Arbeit 
und Freizeit beschränkt ihn weitgehend 
auf den Bereich der Freizeit und reduziert 
ihn auf Kompensation. 

Den individuellen Genuß beschränken 
insbesondere folgende Faktoren: 
- vermeidbare Entfremdung des Men-

schen am Arbeitsplatz 
- Lebensbedingungen unterprivilegier-

ter Schichten 
- Manipulation der Bedürfnisse, z. B. 

durch Vermarktung der Freizeit 
- nicht notwendige Abhängigkeitsver-

hältnisse und Herrschaftsansprüche. 

Diese Gesellschaft bietet auch Genuß-
möglichkeiten, die subjektiv als Befriedi-
gung empfunden werden, wie z. B. über-
steigerten Konsum oder die aus Konkur-
renz und Wettbewerb erwachsenden Vor-
teile gegenüber anderen, die jedoch ver-
kürzte und verfälschte Formen des Ge-
nusses sind. Sie verstellen Möglichkei-
ten zur Spontaneität, Kreativität, Mündig-
keit und selbstbestimmtem Glück. 

Diese Möglichkeiten freizusetzen ist 
eine wichtige Aufgabe des Politischen 
Unterrichts. Voraussetzung dafür ist, daß 
den Schülern die Beschränkung ihrer 
Glücksansprüche erkennbar und reflek-
tierbar wird und daß sie dazu motiviert 
werden, überflüssige Beschränkungen 
abzubauen. 

Solche Freisetzung kann allerdings nur 
in einem allmählichen Prozeß gesell-
schaftlicher Veränderung verwirklicht 
werden. 

Die Qualifikation orientiert sich an der 
Möglichkeit einer Veränderung hin zu 
einer Gesellschaft, in der nicht das Prin-
zip Leistung allein die Qualität des Le-
bens bestimmt. 

Lernziele 1. und II. Ordnung: 
7.1 Fähigkeit, die gesellschaftliche 

Bedeutung von Bedürfnissen zu 
erkennen. 

7 .1.1 Erkennen, daß Bedürfnisse gesell-
schaftlich gesteuert werden kön-
nen. 

7.1.2 Die Wechselbeziehung zwischen 
Arbeit und Freizeit erkennen. 

7.1.3 Erkennen, daß Sanktionen und de-
ren Androhung die Nutzung von 
Genußmöglichkeiten verhindern 
können. 

7.2. Fähigkeit, den Zusammenhang 
zwischen gesellschaftlichem 
Zwang, Bedürfnissen und 
Genuß zu erkennen. 

7.2.1 Zwischen selbstbestimmten und 
gesellschaftlich gesteuerten Be-
dürfnissen unterscheiden können. 

7.2.2 Erkennen, daß Konsumieren weit-
gehend verdinglichter Genuß ist. 

7.2.3 Kollektive Bedürfnisse und indivi-
duellen Genuß aufeinander bezie-
hen und daraus sich ergebende 
Ansprüche bewerten können. 

7.3 Fähigkeit und Bereitschaft, sich 
gegen fremdbestimmten Genuß 
zu wehren und sich für selbst-
bestimmten Genuß einzusetzen. 
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7.3.1 KenntnisderMögl1chke1ten, fremd-
best1mmten Genuß zurückzuwei-
sen. 

7.3.2 Chancen zur Realisierung selbst-
bestimmten Genusses kennen und 
nutzen. 

7.3.3 Die Wirksamkeit von Einflußnah-
men auf die Bedürfnissteuerung 
abschätzen können. 

7.3.4 Innere und äußere Widerstände ge-
gen die Verwirklichung von Genuß 
überwinden können. 
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3.2.8 Qualifikation 8 

Fähigkeit und Bereitschaft 
angesichts von persönlichen 
oder gesellschaftlichen Proble-
men Eigeninitiativen zu ent-
wickeln und - unter ständiger 
Prüfung der Realisierbarkeit - ge-
eignete Wege zu ihrer Ver-
wirklichung zu gehen. 

Oua/1fikationsbeschreibung: 
Es ist die Verhaltensdisposition ge-

meint, angesichts von persönlichen und 
gesellschaftlichen Problemen die Frage 
der eigenen Zuständigkeit zu prüfen und 
gegebenenfalls Eigeninitiativen zu ent-
wickeln. Dadurch kann in einzelnen Fäl-

1 len die Regelung durch übergeordnete 
Institutionen überflüssig werden, ande-
rerseits kann sie in der Mehrzahl der Fälle 
durch die individuelle 1 nitiative eine stär-
kere Wirksamkeit, evtl. auch eine Verän-
derung erfahren. Die Verhaltensdispo-
sition ziel t darauf, den emanzipatorischen 
Freiraum, der dem einzelnen in der plura-
len Gesellschaft bleibt, auszufüllen: Er 
hilft sich selbst, wenn dies geschehen 
kann, er läßt sich helfen, wenn es nötig 
ist, und er ergreift individuelle 1 nitiative, 
wenn Problemlösungen nur gesellschaft-
lich möglich sind. 

Die Verhaltensdisposition erfordert die 
Fäh1gke1t zur rationalen Analyse der per-
sönlichen und der gesellschaftlichen 
Situation. Die Regulierung persönlicher 
Probleme durch Eigeninitiative setzt die 
Fähigkeit voraus, hemmende Faktoren 
zu erkennen und ihnen entgegenzuwir-
ken (z.B. Trend zum scheinbaren Per-
fektionismus durch globale Lösungen; 
Trend, sich lieber helfen zu lassen, als 
eigene Anstrengung einzusetzen; Trend 
der Bezieher höherer Einkommen, durch 
Annahme von Leistungen aus sozialer 
Umverteilung ihr Einkommen noch zu 
steigern; Trend, sich am Verhalten ande-
rer zu orientieren, die keine Initiativen 
zeigen). Sehr häufig wird bei der Bereit-
schaft zur Eigeninitiative deutlich, daß 
Problemlösungen und besonders die 
Veränderung bedrückender Situationen 
nur in Solidarität mit anderen gelingen 
kann. 

Lernziele/. und II. Ordnung: 

8.1 Bereitschaft, gesellschaftliche 
Probleme als eigene zu erkennen, 



auch wenn diese vom Staat oder 
anderen übergeordneten 
Insti tutionen und Vereinigungen 
geregelt scheinen. 

8.1.1 Kenntnisse über die staatliche Um-
verteilung, ihre Grenzen und ihre 
Veränderbarkeit. 

8.1 .2 Kenntnisse über den Marktmecha-
nismus, seine Voraussetzungen 
und Grenzen und seine Bedeutung 
für die Regelung gesellschaftlicher 
Probleme. 

8.1.3 Kenntnisse über die Möglichkeiten 
und Grenzen beruflicher Ausbil-
dung und Weiterbildung und ihre 
Bedeutung für den einzelnen. 

8.2 Fähigkeit und Bereitschaft, per-
sönliche und gesellschaftliche 
Probleme in eigener Initiative 
anzugehen. 

8.2.1 Fähigkeit und Bereitschaft, soziale 
und wirtschaftliche Probleme selbst 
anzugehen. 

8.2.2 Fähigkeit und Bereitschaft, Soli-
darhandlungen zu organisieren. 

3.2.9 Qualifikation 9 

Fähigkeit und Bereitschaft, als 
Mitglied in verschiedenen 
sozialen Gruppen mitzuarbeiten, 
gegenüber ihren Anforderungen 
und Zumutungen offen zu sein 
und Belastungen des lchbildes 
(Identitätskrisen) auszuhalten 
sowie Möglichkeiten zur Ver-
änderung und Erweiterung des 
lchbildes auszunutzen wie 
auch anderen zuzugestehen 
und zu erleichtern. 

Oualiftkationsbeschreibung: 
Politische Bildung verwirklicht sich 1m 

Bereich von sozialen Gebilden. Sie wird 
beeinflußt und angestoßen im Rahmen 
von Gruppenprozessen. Die dabei auftre-
tenden Affekte und Empfindungen blei-
ben oft unbewußt, sind aber gleichwohl 
entscheidend für vermeintlich rationales 
Handeln. Es ist Absicht dieser Qualifi-
kation, sie durch entsprechende Sozial-
erziehung unter Einschluß emotionalen 
Lernens bewußter und damit verfügbarer 
zu machen. 

Sie strebt weiterhin die lchstärkung 
des einzelnen an, denn die sozialen Zwän-
ge in Gruppen, wie Normen, Tabus, Sank-
tionen, können so übermächtig werden, 
daß sie den Selbstand des Ich erschüt-
tern und den einzelnen beispielsweise zu 
einer Anpassung wider Einsicht und Wil-
len zwingen. 

Die zugehörigen Lernziele bringen 
zum Ausdruck, daß man soziale Gruppen 
unter zwei Aspekten betrachten kann: 
unter einem mehr soziologischen und 
unter einem mehr sozialpsychologischen, 
genauer gruppendynamischen Aspekt. 

Neben kognitiven Fähigkeiten und Lei-
stungen erfordert diese Qualifikation eine 
gesteigerte Feinfühligkeit sowohl für die 
eigenen Gefühle, Empfindungen und Be-
dürfnisse als auch für die der anderen 
Gruppenmitglieder. Dieser Feinfühligkeit 
muß aber eine ausreichende lchstärke 
entsprechen, denn die im Verlauf von 
Gruppenprozessen eintretende Konfron-
tation der Sei bstwahrnehmung mit Fremd-
wahrnehmung kann ohne eine hinrei-
chende lchstärke zu Identitätskrisen (mit 
Abwehrerscheinungen wie z. B. Aggres-
sionen oder Regressionen) führen. 
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In diesen Prozessen wird u. a. der ein· 
zeine an die Gruppe angepaßt. Aus der 
infantilen Abhäng1gke1t in Familie und an· 
deren Gruppen (Kindergarten, Spielgrup· 
pe usw.) entwickelt sich zunehmend ein 
realistisches Abhäng1gkeitsbewußtse1n. 

1 n der Entwicklung dieses realistischen 
Bewußtseins liegt ein Ansatzpunkt, die 
Realitätskontrolle der einzelnen Grup· 
penm1tglieder zu fördern und damit Ver· 
haltensänderungen zu erreichen. 

Der Veränderungsprozeß, der mit der 
Selbstkorrektur eingeleitet wird, sollte zu 
einer Erweiterung des lchbildes führen. 
Einfühlung und gegenseitige Hilfe der 
Gruppenmitglieder sind Mittel, die damit 
verbundenen Krisen zu bewältigen und 
Erweiterungen und Veränderungen des 
lchbildes zu ermöglichen. 

Lernziele 1. und II. Ordnung: 
9.1 Fähigkeit und Bereitschaft, in 

einer sozialen Gruppe die 
Rollenerwartungen zu erfüllen, 
den Verhaltensanforderungen zu 
genügen und die Konsequenzen 
zu erkennen und auf sich zu 
nehmen, die bei Nichteinhaltung 
eintreten. (Soziologischer Aspekt) 

9.1.1 Fähigkeit und Bereitschaft, in ver· 
schiedenen sozialen Gruppen un· 
terschiedliche Rollenerwartungen 
zu erfüllen, den Verhaltensanforde· 
rungen zu genügen und die Kon· 
sequenzen zu erkennen und auf 
sich zu nehmen, die bei Nichtein· 
haltung eintreten. (Soziologischer 
Aspekt) 

9.1.2 Fähigkeit und Bereitschaft, das in 
der Rolle gesellschaftlich Zugemu· 
tete zu prüfen und von hier zu Rol· 
lendistanz und Rollenveränderung 
zu gelangen. (Soziologischer 
Aspekt) 

9.2 Fähigkeit und Bereitschaft, in 
einer sozialen Gruppe Mitglieder, 
die nicht den Gruppennormen 
entsprechend denken und 
handeln, in ihrer Eigenart zu 
achten sowie ihre besondere 
Funktion für die Gruppe zu 
erkennen und zu nutzen. 
(Soziologischer Aspekt) 

9.3 Fähigkeit, Belastungen des lch-
bildes auszuhalten und zu 
versuchen, nicht zu regredieren 
oder abzuwehren, d. h. nicht zu 
trotzen, zu verleugnen, zu 
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verschieben, zu projizieren oder 
zu fliehen. (Psychologischer 
Aspekt) 

9.3.1 Fäh1gke1t und Bereitschaft, neue 
Realitäten zu sehen und anzuer-
kennen sowie Möglichkeiten zur 
Veränderung und Erweiterung des 
lchbddes auszunutzen. (Psycholo· 
gischer Aspekt) 

9.3.2 Fähigkeit und Bereitschaft, ldenti· 
tätskrisen von Gruppenmitgliedern 
zu erkennen, zu verstehen und bei 
ihrer Bewältigung zu helfen. (Psy· 
chologischer Aspekt) 



3.2.10 Qualifika tion 10 

Fähigkeit und Bereitschaft, Vor-
urteile gegenüber anderen Ge-
sellschaften abzubauen, die 
Bedingungen ihrer Anders-
artigkeit zu erkennen, 
gegebenenfalls für die Inter-
essen der Unterprivilegierten zu 
optieren sowie Strukturverände-
rungen in der eigenen Gesell-
schaft um einer gerechten 
Friedensordnung willen zu 
akzeptieren. 

Oualifikationsbeschreibung: 
Diese Qualifikation bezieht sich auf 

das Situationsfeld Internationale Bezie-
hungen. Ihre einzelnen Elemente zielen 
auf wichtige Einstellungen zu diesen Be-
ziehungen: Abbau von Vorurteilen (1), 
Fähigkeit zur Einfühlung (Empathiebil-
dung)(2), 11Entwicklungsgesinnung"(2; 3) 
und Friedensbereitschaft (1; 3). 

1. Die Schwierigkeit, Vorurteile aufzu-
decken und abzubauen, ist dann beson-
ders groß, wenn sie Gesellschaften be-
treffen, zu denen Konfliktbeziehungen 
bestehen. 

In einer weltpolitischen Situation, die 
durch die Suche nach dem militärischen 
Gleichgewicht einerseits und durch Ent-
spannungsbemühungen andererseits ge-
kennzeichnet ist, muß Politische Bildung 
für Friedensgewinnung optieren. Dazu ist 
der Abbau historischer (z. B. nationaler, 
systembedingter) Vorurteile notwendig. 

Politischer Unterricht darf weder über-
sehen, daß Verteidigungsbereitschaft 
auch in dem Bemühen um Friedenssiche-
rung und Entspannung potentielle Geg-
ner in Betracht zieht, noch, daß langfri-
stige Friedenspolitik den Abbau von 
Feindbildern einschließt. Die Notwendig-
keit, Vorurteile abzubauen, wächst mit 
dem Umfang der internationalen Verflech-
tung und übernationalen Zusammenar-
beit (EWG, UNO usw.). 

2. Die Fähigkeit zur Empathie (Einfüh-
lung) soll der naiven Übertragung eigener 
Wertmaßstäbe auf das Denken und Füh-
len von Mitgliedern anderer Gesellschaf-
ten entgegenwirken. Sie bedeutet aber 
nicht das kritiklose Respektieren fremder 
Zustände und 1 nteressenlagen, sondern 

ein besseres Verstehen dieser Gesell-
schaften durch die Analyse der Bedin-
gungsfaktoren (ethnische, geographi-
sche, historische und sozio-kulturelle). 

Empathie bleibt folgenlos, wenn sie 
nicht strukturelle Gewalt berücksichtigt 
und die Parteinahme für U nterpnv1leg1erte 
einschließt (Entw1cklungsges1nnung). 

3. Es ist schwer, um einer gerechteren 
Friedensordnung willen notwendige 
strukturelle Veränderungen der eigenen 
Gesellschaft hinzunehmen, da solche 
Veränderungen zumindest partiell wirt-
schaftliche Einbußen zur Folge haben 
können. 

Sie sind nötig unter zwei Gesichts-
punkten: 

a. Internationale Abrüstung setzt Kapi-
tal und Arbeitskräfte 1m großen Ausmaß 
frei, für die in der Friedensproduktion 
Verwendung geschaffen werden muß. Im 
Hinblick auf die Erhaltung der Arbeits-
plätze und Gewinne sind viele Unterneh-
mungen und Arbeitnehmer an der Auf-
rechterhaltung des Jetzigen Zustandes 
interessiert. 

b. Der Abbau der Ungleichgewichtig-
keit zwischen entwickelten Industrielän-
dern und Ländern der 3. Welt, d. h. eine 
neue internationale Arbeitsteilung, ver-
langt Änderung der 11Terms of T rade" ge-
genüber Entwicklungsländern, Verlage-
rung von 1 ndustriekapazitäten, Kapital -
hilfe und technische Hilfe usw., die an den 
Prioritäten der Entwicklungsländer orien-
tiert sind. 

Unter den gegenwärtigen Bedingun-
gen kann eine solche Friedensordnung 
lediglich als Fernziel verstanden werden. 

Lernziele/. und II. Ordnung: 

10.1 Fähigkeit und Bereitschaft zu 
erkennen, daß eine sachgemäße 
Analyse und Beurteilung 
internationaler Beziehungen von 
einer Veränderung vieler 
überlieferter Denk- und 
Verhaltensformen abhängig ist. 

10.1.1 Fähigkeit und Bereitschaft, am Ab-
bau von Vorurteilen gegenüber 
Bürgern anderer Staaten, zumal 
solcher, mit denen Konfliktbezie-
hungen bestehen, mitzuwirken. 

10.1.2 Bereitschaft, Wir- und Fremdbil-
der (insbesondere eventuelle 
Feindbilder) auf ihren Realitätsge-
halt zu überprüfen. 

10.1.3 Bereitschaft, die für die Notwen-
digkeiten der internationalen Si-
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cherheit erforderlichen Verhal-
tensleistungen zu erbringen (Ab-
bau stereotyper Feind- und 
Freundb1lder; Bereitschaft zu so-
zialen Diensten, Wehrdienst, Ent-
wicklungsdienst). 

10.1.4 Fähigkeit und Bereitschaft, den 
Nationalismus als eine 1 ntegra-
t1onsideologie zu begreifen. 

1 0.1.5 Fähigkeit und Bereitschaft, natio-
nalstaatliche Denk· und Verhal-
tensformen um größerer regiona-
ler Zusammenschlüsse willen 
aufzugeben. 

10.2 Fähigkeit und Bereitschaft, 
andere Gesellschaften nicht 
ungeprüft an eigenen Wert-
maßstäben und Denkgewohn-
heiten zu messen. 

10.2 1 Fäh1gke1t und Bereitschaft zur Ein-
fühlung in die Situation und Le-
bensart von Mitgliedern anderer 
Gesellschaften. 

10.2.2 Fähigkeit und Bereitschaft, eigene 
und fremde Wertmaßstäbe und 
Denkgewohnheiten, tradierte Sit-
ten und Gebräuche etc. nicht als 
naturgegeben, sondern als histo-
risch geworden zu betrachten. 

10.2.3 Fähigkeit und Bereitschaft zu ak-
zeptieren, daß andere Gesell-
schaften mit eigenen Methoden 
eigene Formen der Selbstfindung 
zu realisieren suchen. 

10.2.4 Fähigkeit und Bereitschaft zu er-
kennen, daß eine indifferente Hal-
tung der Bürger der 1 ndustriena-
tionen entwicklungshemmend ist. 

10.3 Fähigkeit und Bereitschaft, aus 
Einsicht in die Notwendigkeit 
einer gerechteren Friedens-
ordnung Unsicherheit durch 
Strukturänderung und wirt-
schaftliche Einbuße hinzu-
nehmen. 

10.3.1 Fäh1gke1t, die komplexen wirt-
schaftlichen Hindernisse auf dem 
Wege zu einer Rüstungsbegren-
zung zu verstehen. 

10.3.2 Bereitschaft, die möglichen wirt-
schaftlichen Nachteile solcher 
Strukturveränderung zu akzeptie· 
ren. 

10.3.3 Fähigkeit und Bereitschaft, die 
Gefahren zu erkennen, die sich 
aus der zunehmenden Verelen-
dung vieler Entwicklungsländer 
für diese selbst, für die entwickel-
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ten 1 ndustrieländer und für den 
Weltfrieden ergeben. 

10.3.4 Fähigkeit, den Zielkonflikt zwi-
schen der Wachstumspolitik in 
den entwickelten 1 ndustrielän-
dern und der Entwicklungspolitik 
zu erkennen. 

10.3.5 Fähigkeit und Bereitschaft zu er-
kennen, daß karitative Entwick-
lungshilfe zwar notwendig ist, 
aber zur Befriedigung der lang-
fristigen Bedürfnisse der Ent-
wicklungsländer andere Maßnah· 
men erforderlich sind. 

10.3.6 Fähigkeit und Bereitschaft zu er-
kennen, daß sich Entwicklungs-
hilfe an den Prioritäten der Ent-
w1ckl u ngsländer orientieren muß 
und damit eine neue Ordnung 1n-
ternat1onaler Arbeitsteilung erfor-
derlich wird. 

10.3.7 Fähigkeit und Bereitschaft zu ak-
zeptieren, daß mit Investitionen in 
den Entwicklungsländern u. U. 
zukünftige Konkurrenten heran-
gezogen werden. 



3.3 Übersicht über die 
Qualifikationen 

3.2.1 Qualifikation 1 

Fähigkeit und Bereitschaft, gesell-
schaftliche Zwänge und Herrschafts-
verhältnisse nicht ungeprüft 
hinzunehmen, sondern sie auf ihre 
Zwecke und Notwendigkeiten hin zu 
befragen und die ihnen zugrunde 
liegenden Interessen, Normen und 
Wertvorstellungen kritisch zu 
überprüfen. 

3.2.2 Qualifikation 2 

Fähigkeit und Bereitschaft, die 
Chancen zur Einflußnahme auf gesell-
schaftliche Vorgänge und Herrschafts-
verhältnisse zu erkennen, zu nutz.en 
und zu erweitern. 

3.2.3 Qualifikation 3 

Fähigkeit und Bereitschaft, sprach-
liche und nichtsprachliche Kommuni-
kation auf ihren ideologischen 
Hintergrund hin zu durchschauen. 

3.2.4 Qualifikation 4 

Fähigkeit und Bereitschaft, in politi-
schen Alternativen zu denken, Partei 
zu ergreifen und gegebenenfalls auch 
unter dem Druck von Sanktionen zu 
versuchen, Entscheidungen zu 
realisieren. 

13.2.5 Qualifikation 5 

Fähigkeit die eigene Rechts- und 
Interessenlage zu reflektieren, und 
Bereitschaft, Ansprüche auch in 
Solidarität mit anderen durchzusetzen, 
sowie Fähigkeit und Bereitschaft, 
gesellschaftliche Bedürfnisse als 
eigene zu erkennen und ihnen 
gegebenenfalls Priorität vor der 
Befriedigung privater Interessen zu 
geben. 

3.2.6 Qualifikation 6 

Fähigkeit die gesellschaftliche Funk-
tion von Konflikten zu erkennen, und 
die Bereitschaft, sich durch Wahl 
geeigneter Konzeptionen an der Aus-
tragung von Konflikten zu beteiligen. 

3.2. 7 Qualifikation 7 

Fähigkeit eigene Glücksansprüche 
vor Verfälschungen zu bewahren und 
durchzusetzen, sofern dies nicht zu 
Lasten anderer geht sowie Fähigkeit 
und Bereitschaft, dies auch anderen 
zuzugestehen und zu ermöglichen. 

3.2.8 Qualifikation 8 

Fähigkeit und Bereitschaft, ange-
sichts von persönlichen oder gesell-
schaftlichen Problemen Eigeninitiativen 
zu entwickeln und - unter ständiger 
Prüfung der Realisierbarkeit - geeig-
nete Wege zu ihrer Verwirklichung zu 
gehen. 

3.2.9 Qualifikation 9 

Fähigkeit und Bereitschaft, als Mit-
glied in verschiedenen sozialen 
Gruppen mitz.uarbeiten, gegenüber 
ihren Anforderungen und Zumutun-
gen offen zu sein und Belastungen des 
lchbildes (Identitätskrisen) auszu-
halten sowie Möglichkeiten zur 
Veränderung und Erweiterung des 
lchbildes auszunutzen wie auch ande-
ren zuzugestehen und zu erleichtern. 

3.2.10 Qualifikation 10 

Fähigkeit und Bereitschaft, Vorurteile 
gegenüber anderen Gesellschaften 
abzubauen, die Bedingungen ihrer 
Andersartigkeit zu erkennen, gegebe-
nenfalls für die Interessen der Unter-
privilegierten zu optieren sowie 
Strukturveränderungen in der eigenen 
Gesellschaft um einer gerechteren 
Friedensordnung willen zu akzeptieren. 
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4. Zur Handhabung der Richtlinien 

4.1 Verfügbarkeit, Verbindlichkeit, 
Auswahl 

Die R1chtlin1en sehen davon ab, einen 
bestimmten Themenkatalog verbindlich 
zu machen, und zwar aus folgenden 
Gründen: 

(1) Die Fülle des für den Politischen 
Unterricht zur Verfügung stehenden Wis-
sens zwingt zur Auswahl. 

(2) Die F1x1erung eines Themenkata-
logs würde eine Mitbeteiligung der Schü-
ler bei der Planung des Unterrichts ver-
hindern. 

(3) Die didaktische Verwertung aktuel-
ler politischer Fragen wird durch eine 
Themenfestlegung sehr erschwert. 

(4) Oberstes Prinzip der Themenaus-
wahl ist ihr Bezug zu den Lernzielen. Un-
terrichtsinhalte sind ebensowenig wie 
U nternchtsverfahren Selbstzweck, son-
dern gewinnen ihren pädagogischen 
Sinn erst dadurch, daß Lernprozesse aus-
gelöst und Lernziele erreicht werden. 

Der Lehrer soll aus der jeweiligen Si-
tuation heraus eine begründete didakti-
sche Entscheidung treffen, an welchem 
Unternchtsthema er bestimmte Ziele er-
reichen will. Die didaktische Verantwor-
tung des Lehrers für seinen Unterricht 
wird auf diese Weise erhöht. Daher wer-
den bestimmte ausgewählte Themen und 
Themenfolgen für bestimmte Klassen 
bzw. Lerngruppen besonders empfohlen; 
gleichzeitig werden die Kriterien dieser 
Empfehlungen offengelegt. Mit Hilfe die-
ser Kriterien wird es dem Lehrer erleich-
tert, eigene Themen und Themenfolgen 
für seine Klasse bzw. Lerngruppe zu ent-
wickeln. 

Die vorliegenden Lernziele 1. und II. 
Ordnung, aus denen ieweils eine didak-
tisch begründete Auswahl zu treffen ist, 
sind die verbindlichen Unterrichtsziele. 

4.2 Variationen von Lernzielen 
durch Zuordnung von Inhalten 

Für die genannten didaktischen Ent-
scheidungen des Lehrers (Variation und 
Auswahl von Lernzielen und Themen) 
können die Richtlinien nur Vorschläge 
bieten; wichtiger ist, daß sie Verfahren 
und Instrumente enthalten, welche dem 
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Lehrer diese Entscheidungen ermög-
lichen. 

Dabei handelt es sich um zwei einan-
der bedingende Arbeitsvorgänge: (1) die 
Operationalisierung der Lernziele, (2) die 
Bestimmung von Unterrichtsthemen. 

4.2.1 Operationalisierung von 
Lernzielen 

Durch Operationalisierung wird das 
Ziel eines intentionalen, also organisier-
ten Lernprozesses in beobachtbaren Ver-
haltensleistungen beschrieben, also 
möglichst in einem „Tun" und nicht im 
„Denken" oder „Wissen". Für die Adres-
saten (Lehrer, Schüler) liegt der Vorzug 
darin, daß operationalisierte Lernziele 
verständlicher sind, daß ihre Realisier-
barkeit erkennbar ist und daß man fest-
stellen kann, ob das Ziel erreicht ist. 

Die wichtigsten Merkmale einer sol-
chen operationalen Lernzielbeschrei-
bung sind: (1) das Z iel muß beobachtbar 
sein, d. h. es muß in wahrnehmbarer 
Handlung beschrieben werden; (2) es 
muß ganz oder teilweise inhaltsgleich mit 
dem ieweils übergeordneten Lernziel 
sein. 

4.2.2 Bestimmung von 
Unterrichtsthemen 

Operationalisierung ist nur im Zusam-
menhang von inhaltsbezogenen Unter-
richtsaufgaben möglich. Zu unterschei-
den sind „1 nhalte" von „Themen"; Inhalt 
ist der weitere Begriff, während ein The-
ma die Unterrichtsaufgabe bereits enthält 
(als Frage, als Impuls, als Zielrichtung 
oder dergl.). 

Um Inhalte und Themen systematisch 
bestimmen zu können, wurde ein Sche-
ma entwickelt, mit dessen Hilfe die S 1-
tuat1onsfelder des politischen Lernens 
und Handelns (Schule, Familie, Freizeit, 
Beruf, Öffentlichkeit, 1 nternat1onale Be-
ziehungen) mit Handlungsintentionen 
(Interaktion, Kommunikation, Vorsorge, 
Konsum, Produktion, Mitbestimmung, Or-
ganisation) in Beziehung gebracht wer-
den können (vgl. Abb. S. 27). Auf diesem 
Wege findet man verschiedene Inhalte; 
z. B. weist die Handlungsintention „Kom-
munikation" im Situationsfeld „Schule" 
auf die Medien sprachl icher Verständi-
gung über Lerngegenstände und Hand-



lungsabsichten in Unterricht und Schule; 
hierzu gehören Lehrbuch, Schülerzei-
tung, Unterrichtssprache, Wandzeitung, 
„Rundlauf" u. a. 

Wird z. B. der 1 nhalt „Lehrbuch" ge-
wählt, so muß darauf die für die Hand-
lungsintention „Kommunikation" geeig-
nete Qualifikation aus dem Lernzielkata-
log hinzugezogen werden, hier also Qua-
lifikation 3: „Fähigkeit und Bereitschaft, 
sprachliche und nichtsprachliche Korn-

munikation auf ihren ideologischen Hin-
tergrund zu durchschauen." Im Blick auf 
dieses generelle Ziel besteht die Aufgabe 
des Unterrichts in der ideologiekrit1schen 
Untersuchung der von den Schülern be-
nutzten Lehrbücher, etwa unter dem The-
ma: „Vermittelt unser Lehrbuch zuverläs-
sige Informationen?" Durch diese Frage 
erwächst aus dem Zweifel an der Zuver-
lässigkeit und Objektivität von Lehrbuch-
inhalten eine Arbeitsaufgabe. 

Matrix zur Identifizierung von Unterrichtsinhalten 
' 

Situations-
felder 

Handlungs-
intentionen Schule Familie 

1 nteraktion 

Kommunikation 

Vorsorge 

Konsum 

Produktion 

Mitbestimmung 

Organisation 

Ob dieser 1 nhalt und dieses Thema für 
eine bestimmte Lerngruppe in einer be-
stimmten Schule zu einem bestimmten 
Zeitpunkt geeignet erscheint, muß der 
Lehrer nach Kriterien der Auswahl prüfen; 
die Wahl ist abhängig z. B. von den für 
das Thema erforderlichen Sozialerfah-
rungen, der vorhandenen Interessenlage, 
der Zukunftsbedeutsamkeit, von Kontro-
verscharakter, Aktualität, Handlungs-
möglichkeiten, Eignung für Projektarbeit 
o. ä. 

4.2.3 Lernziele des Unterrichts 

Themen sind hier gedacht als Themen 
von Lernsequenzen (Unterrichtsreihen). 
Das jeweilige Thema enthält durch den 
beschriebenen Ableitungsvorgang den 
Bezug zu einer Qualifikation und damit zu 
einem allgemeinen Lernziel. Der nächste 
Schritt wäre dann, den Lernzielkatalog zu 
mindestens einer Qualifikation durchzu-
gehen, um zu prüfen, welche Lernziele -
vor allem 2. Grades - für das Thema ge-

1 nterna-
tionale 

Öffent- Be-
Freizeit Beruf lichkeit ziehungen 

eignet erscheinen. Diese Lernziele müs-
sen jetzt auf der Ebene des gewählten 
Unterrichtsthemas operationalisiert wer-
den, wodurch sie in beobachtbare Ver-
haltensleistungen umgewandelt werden. 

Z. B. würde das Lernziel 3.4.3 „Fähig-
keit, in Meinungsäußerungen und Infor-
mationen Motive oder Zielsetzungen 
festzustellen" folgendermaßen operatio-
nalisiert werden können: 

1. Im Lehrbuch sprachliche Elemente 
heraussuchen, die eine Wertung und 
Haltung ausdrücken. 

2. Eine Verallgemeinerung formulie-
ren, die den gemeinsamen Nenner dieser 
Elemente widergibt und dadurch die Hal-
tung (Tendenz o. ä.) kennzeichnet. 

3. Eine Hypothese über die Motive 
dieser Wertung aufstellen. 

Auf diesem Wege können also ver-
schiedenartige Lernziele für den konkre-
ten Unterricht gewonnen werden, bei de-
nen gesichert bleibt, daß durch sie die 
Qualifikationen als Ziele des politischen 
Lernens vermittelt werden. 
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5. Themen und Lernsequenzen 

5.1 Einführung in den 
Themenkatalog 

5.1.1 Strukturmerkmale 

Nach den Intentionen der Richtlinien 
kann ein Themenkatalog nur als Empfeh-
lung gelten. Er enthält Strukturprinz1p1en, 
welche eine zweckmäßige Variation er-
möglichen. Mit Hilfe dieser Strukturprin-
zipien kann der Lehrer einen Jahresplan 
erarbeiten, welcher den ieweiligen Ge-
gebenheiten und Bedürfnissen einer 
Klasse oder einer Schule angepaßt ist. 

Die Strukturmerkmale des vorliegen-
den Katalogs sind: 

1. Der Themenplan wird von den Si-
tuationsfeldern gegliedert, welche an die 
Stelle der bisher gebräuchlichen Rah-
menthemen treten. Situationsfelder sind 
Komplexe ähnlicher Situationen, auf die -
entsprechend dem curricularen Ansatz 
1m Sinne von Lebenssituationen - Unter-
richt vorbereiten soll. Dabei werden im 
Hinblick auf den Schüler gegenwärtige 
und zukünftige Situationen berücksich-
tigt; die gegenwärtigen bieten ein Erfah-
rungsfeld mit hohem Motivationswert und 
Übung smög 1 ich keiten. 
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2. Die Situationsfelder sind keine in 
· sich abgeschlossenen Bereiche; sie ste-

hen in 1 nterdependenz zueinander. Es 
gibt z. B. Beziehungen und Abhängigkei-
ten zwischen Schule und Öffentlichkeit 
oder zwischen Beruf und Freizeit. Diese 
1 nterdependenz ist daher bei der Auf-
schließung der Unterrichtsthemen zu be-
achten. 

3. Die Reihenfolge der Situationsfel-
der richtet sich nach Kriterien der kogniti-
ven Struktur: zunehmende Komplexität, 
Abstrakthe1t und Allgemeinheit, und nach 
dem Kriterium der Zugänglichkeit: Ab-
nahme der direkten und Zunahme der 
vermittelten Informationen über die Si-
tuationsfelder. 

Das Kriterium der Aktualität wird im-
merdann eine Abwandlung der ursprüng-
lich vorgesehenen Reihenfolge notwen-
dig machen, wenn dadurch Unterrichts-
themen von hohem Motivationswert vor-
gezogen werden. 

4. Handlungsintentionen sind Typen 
von gesellschaftlich-politischem Verhal-
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ten, das sich an bestimmten gesellschaft-
lichen Funktionszusammenhängen orien-
tiert. Kenntnisse über diese Funktionszu-
sammenhänge sind daher unentbehrlich. 
Die Organisation des politischen Willens 
z. B. (Situationsfeld: Öffentlichkeit, Hand-
lungsintention: Organisation und Mitbe-
stimmung) erfordert ein bestimmtes 
Orient1eru ngsw1ssen über 1 nst1tutionen, 
Verfahrensweisen, gesetzliche Regelun-
gen und praktische Techniken. Die Hand-
lungsintention Organisation setzt im 
Situationsfeld Schule oder Beruf ein je-
weils anderes spezifisches Orientie-
rungswissen voraus. 

5. Die Situationsfelder und Handlungs-
intentionen geben den Rahmen für die 
Unterrichtsplanung der jeweiligen Jahr-
gangsstufe ab. Durch Erarbeitung ver-
schiedener Themen 1m laufe eines Schul-
jahres entsteht ein Grundbestand von 
Wissen und Erkenntnissen, von Proble- 1 

men und Zusammenhängen. 
Man beginnt mit einfachen Fallanaly-

sen o. ä. und steigert mit zunehmendem 
Alter den Schwierigkeitsgrad und die 
Komplexität der Fälle. Da dabei Hand-
lungsintentionen und Situationsfelder 
immer wiederkehren, ergibt sich eine 
Spiralstruktur des Themenplans, die die 
Transfermöglichkeiten des Gelernten 
sichert. Das Orientierungswissen (Daten, 
Begriffe, theoretische Modelle, usw.) bil-
det nicht den Ausgangspunkt des politi-
schen Lernprozesses, sondern wird in 1 
das Thema oder Projekt eingeordnet. 

6. Durch die Zuordnung von Situa-
tionsfeldern und Handlungsintentionen 
erhält der Themenplan das Strukturmerk-
mal der Variabilität. Auf diese Weise kön-
nen neue Themen gefunden werden. Es 
ist möglich und wünschenswert, inner-
halb der Intentionen der Richtlinien indi-
viduelle Jahrespläne zu erarbeiten. 

5.1.2 Themenplan 

Von den einzelnen Sparten der Matrix 
sind noch folgende zu erläutern: 

1. Bei den einzelnen Themen sind je-
weils nur die besonders relevanten 
Qualifikationen benannt. Im Gesamtplan 
sind jedoch alle Qualifikationen berück-
sichtigt worden. 

Die Themen sind ieweils durch ein Un-
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terthema erläutert. Das Thema soll eine 
gewisse Re1zw1rkung haben, die das 
Problem in den Fragehorizont bringt, das 
Unterthema erfaßt in weiter ausgreifen-
der Formulierung das gesamte themat1- 1 

sehe Feld. 
Die Sparte 1 nhalte und Probleme führt 

einige Stichworte zu ersten 1 nformationen 
über Sachinhalte und -probleme auf. 

2. Der Themenplan bietet d ie Mög-

lichke1t der Auswahl: Pro Schuljahr kön-
nen vorauss1chtl ich 5 - 8 Unterrichtsein-
he1ten behandelt werden. Die Reihen-
folge der Themen im nachfolgenden Ka-
talog bedeutet keine Gewichtung nach 
d1dakt1schen oder methodischen Ge-
sichtspunkten. Lediglich für die beson-
dere Situation der Klasse 9 als Abschluß-
klasse werden die Unterrichtseinheiten 
19 und 20 besonders empfohlen. 

5.2 Themenkatalog für Klasse 9 
Unter-
richts-
einhe1t 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

Situat1onsfeld/ Thema 
Handlungs-
intentionen 

Schule Konkurrenz oder 
/1 nteraktion Kooperation zwischen 
/Vorsorge Schülern? 

Vom Verhalten in 
Gruppen und 
Organisationen 

Schule Schüler vertreten 
/Mitbe- Schüler 
stimmung Über Mitbestimmung 

in einer sozialen 
0 rgan i sation 

Schule Gibt es eine „richt1geu 
/Organisation Schulordnung? 
/M1tbe- Konflikte zwischen 
stimmung Schülern und Lehrern 

Familie Nur ein Mädchen? 

Inhalte und Probleme 

Formelle und informelle 
Gruppe, Rollenerwar-
tungen, Position und 
Status, Normen (der 
Gruppe usw.); Probleme: 
Leistungsprinzip? 
Chancengleichheit? 

Wahlverfahren, gebun-
denes oder freies Man-
dat, Motive der Wahl-
entscheidung; Aufgabe 
und Wirksamkeit der 
SMV; Gebiete der Mit-
best1mmung (z. B. über 
Lehrpläne?) 

Rollenkonflikt, lnteres-
senkonflikte; die Auf-
gabe der Schule, Er-
wartungen der Gesell-
schaft; Möglichkeiten 
der Konfliktregelung 

Sprachverhalten, Erzie-
/1 nteraktion Verhaltenserwartungen hungspraktiken, Rollen-
/Konsum gegenüber der Frau in nachahmung, ge-

der heutigen Gesell- schlechtsspezifische 
schaft Sozialisation, Leitbilder 

von Weiblichkeit, 
Vermittlung von 
Leitbildern 

Familie Dürfen Kinder mitbe- Autoritätsprobleme in 
/M1tbe- stimmen? der Kleinfamilie, Zu-
stimmung Von der Demokrat1s1e- kunftschancen der 

rung der Familie Kleinfamilie, Zukunfts-
chancen der Kleinfa-
milie und Alternativen 
zu familialen Struktur 

Familie Arbeitssparendes Ge- Probleme der Bedürf-
/Konsum rät oder Statussymbol? nisbefnedigung, z. B. 

Konsumentscheidun- Wohnraumbeschaffung; 
gen im Haushalt Kinderreichtum, Fa-

Qualifi-
kationen 

1 

2 

5,6,9 

3,9 

4,5 

7,8 
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Fortsetzung 9. Schuljahr 

Unter-
richts-
einhe1t 

7. 

8. 

9. 

10. 

11. 

12. 

13. 

30 

S1tuationsfeld/ Thema 
Handlungs-
intentionen 

Fre1ze1t Über meine Freizeit 
/Vorsorge bestimme ich allem! 
/Konsum Möglichkeiten und 
/Mit- Grenzen des Freizeit-
bestimmung verhaltens 

Freizeit Urlaub von der Stange 
/Konsum Freizeitverhalten und 

Freizeitindustrien 

Öffentlichkeit Information oder 
/Kommuni- Manipulation? 
kat1on Aufgaben und Arbeits-

weisen der Massen-
medien 

Öffentlichkeit „Das Gesprach mit 
/1 nterakt1on dem Zuschauer" 

Der einzelne und die 
Medien 

Öffentlichkeit Ist die Wohnung eine 
/Konsum Ware? 
/Vorsorge Probleme der markt-
/Produktion wirtschaftlichen Ord-

nung am Beispiel des 
Wohnungsmarktes 

Öffentlichkeit Bundestagswahlen -
/Mit- eine Wahl? 

Inhalte und Probleme 

mil1enplanung, Raten-
zahlung, Ausbildungs-
und Anschaffungs-
probleme 

Auf dem Wege zur 
F re1zeitgesel1 schaft, 
Freizeitaktivitäten und 
ihre Leitbilder, Um-
weltproblem, Freizeit-
industne 

Jugendliche Subkultu-
ren, Jugend und 
Werbung, Massentou-
rismus, wirtschaftliche 
Bedeutung der Freizeit-
industnen, Freizeit als 
Lebensweise der 
Zukunft 

Meldung und Meinung: 
Wer bestimmt, was ver-
öffentlicht werden darf? 
„Kampfpresse"; Wer-
bung und redaktioneller 
Teil 

Leserverhalten, Leser-
briefe, Zuschauerinit1a-
t1ven, Presserecht, Be-
rufliche Kritiker, Aktio-
nen gegen Zeitungen 

Wohnung als existen-
tielles Bedürfnis, Preis-
bildung auf dem Woh-
nungsmarkt, Vertrags-
freiheit, Verfügungsge-
walt über Eigentum, 
Sozialbindung des Ei-
gentums, Mieterschutz, 
staatliche Schutz- und 
Fördermaßnahmen 

5%-Klausel, Kandida-
tenaufstellung, Stellung 

best1mmung Über Entpolitisierungs- der Parteien, der 
tendenzen im gelten- Beschlußgremien; Ver-
den Wahlsystem fassungsbestimmun-

gen; Handlungschancen 
des Bürgers 

Öffentlichkeit „Sicherheit für alle!" Werbung in Wirtschaft 
/Konsum Gefahren der Korn- und Politik; der Wahl-

Ge" ut 
fL • C'r3le 

Schu ' 'orsc.'wng 
D we!g 

Sctiulbuchbibliothek 

Qualifi-
kationen 

7 
1, 9 

3, 7 

3 

2 

1,5,6,8 

2,4 

3 
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Fortsetzung 9. Schuljahr 

Unter- Situationsfeld/ Thema Inhalte und Probleme Oualifi-
richts- Handlungs- kat1onen 
einheit intent1on 

merzialtsierung des bürger als Konsument 
Wahlkampfes von Politik; Personal!-

s1erung und Emotionali-
s1erung im Wahlkampf 

14. Öffentlichkeit Alles nur leere Situation des Bürgers 2 
/Mitbestim- Versprechungen? nach der Wahl: Hand-
mung Macht und Ohnmacht lungsmöglichkeiten im 

des Bürgers nach der Rahmen des politischen 
Wahl Systems bei der 

Bestellung von Herr-
schaft während der 
Legislaturperiode, bei 
der Einflußnahme auf 

• 1 nitiat·ven, politische 
Verhaltensmöglichkeiten 
gegenüber Mandats-
trägem und Behörden 

5.3 Themenkatalog für Klasse 10 

Unter- Situat1onsfeld/ Thema Inhalte und Probleme Oualifi-
richts- Handlungs- kat1onen 
einhe1t intent1on 

14. Beruf Berufswahl - eine 1 nformat1onsmögllch- 1, 2, 3 
/Kommuni- Wahl? keiten; Neigung - (7, 8) 
kat1on Die Berufswahl Fah1gke1ten - Anforde-
/Vorsorge zwischen Zwängen rungen; spezihsche 

und persönlichen Berufsausbildung und 
Wünschen berufliche Mobilität, 

Modeberufe, Frauen-
berufe; Beruf und 
Status, Weiterbildung 

15. Beruf Gerechter Lohn? Produktivität; Arbeits- 5,8 
/Produktion Von der unterschied- zeit; Status, Verantwor-

liehen Bewertung der tung, Ausbildung, 
Arbeitsleistung Bezahlung nach Alter 

und Geschlecht; 
Leistungslohn - Sozial-
lohn; Arbeitsmarkt; 
Tarifautonomie 

16. Öffentl1chke1t St1efk1nder der Wohl- Kinder, Alter, Gast- 2,5 
II nterakt1on standsgesellschaft arbeiter, Gammler, 8, 10 
/Vorsorge Von den Randgruppen Behinderte; Randgrup-

der Leistungsgesell- pen und Kriminalität, 
schaft Resozialisierung von 

Strafgefangenen; 
Gettos; Heime, Asozia-
lensiedlungen; Vorurtei-
le, Sündenbockpraktiken 
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Fortsetzung 10 Schuljahr 

Unter- S1tuationsfeld/ Thema 1 nhalte und Probleme Oualifi-
richts- Handlungs- kat1onen 
einheit intention 

17. Öffentlichkeit Zukunft ohne Auto? Massenverkehrsmittel 5,8 
/Konsum Über Prioritätenbildung und 1 ndiv1dualverkehr, 

bei der Bewältigung Probleme des Umwelt-
öffentlicher Aufgaben schutzes; die Finanznot 

der Kommunen; die 
Schlüsselstellung der 
Automobilindustrie im 
Industriesystem; das 
Auto als Statussymbol 

18. Öffentlichkeit Streik - ein Mittel der Die Tarifauseinander- 5, 9 
Mit- politischen Ause1n- setzung; Mitgliedschaft 

bestimmung andersetzung? in sozialen Gruppen 
Vom Prinzip der Sol1da- und Verbänden; das 
rität in der demokrat1- Grundrecht der Koali-
sehen Gesellschaft t1onsfre1heit; Stabilisie-

rung von Haltungen und 
Einstellungen durch 
soziale Gruppen 

19. Internationale Entwicklungshilfe - Aufdeckung und Abbau 3, 10 
Beziehungen Aufforderung zu uner- von Vorurteilen, Präzi-
/Interaktion wünschter Konkurrenz? sierung des Entwick-
/Vorsorge Vom Verhältnis lungsbegriffes, sozio-

zwischen „reichen" kulturelle Faktoren in 
und „armen" Ländern Entwicklungsländern, 

denkbare und wünsch-
bare Konzepte unter-
schiedlicher Herkunft ; 
Strukturveränderungen 
in den 1 ndustrieländern; 
Psychologie des 
Vorurteils 

20. Internationale Friede - notfalls mit Wechselwirkung zwi- 6, 10 
Beziehungen Gewalt? sehen Krieg und 
/Organisation Möglichkeiten der Frieden, Einstellungen 
/Vorsorge Friedensgewinnung zum Kriegsdienst und 

Zivildienst, Bedingun-
gen eines positiven 
Friedens (Realutopien) 

21. Internationale Außenpolitik im Dienste Deutsche Außenpoli- 1, 10 
Beziehungen der großen lndustnen? t1k - EWG-Binnenpoli-
/Produktion Vom Einfluß wirtschaft- t1k - EWG-Außenhan-

licher 1 nteressen auf delspolitik; weltweite 
die Außenpolitik wirtschaftliche Verflech-

tung und ihre Bedeu-
tung für 1nternat. Bez1e-
hungen; 1 nterdependen-
zen zwischen Politik 
und Wirtschaft; Kauf-
leute als Botschafter 
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Fortsetzung 10. Schuljahr 

Unter- Situat1onsfeld/ Thema 1 nhalte und Probleme Qualifi-
richts- Handlungs- kat1onen 
einheit 1ntent1on 

22. Internationale Nationaler Egoismus Aufgabe von Souve- 3, 10 
Beziehungen oder internationale rän1tätsrechten bei inter-
/1 nteraktion Kooperation? nationalen Zusammen-
/Mit- Von den Möglichke1- schlüssen; ökonomische 
bestimmung ten und Grenzen weit- Strukturveränderungen 

weiter Zusammen- auf Grund internationa-
arbeit ler Abhängigkeiten; 

Probleme der Kommuni-
kation (Sprachenviel-
falt) und Bildungspolitik; 
Fernziel: „Weltinnen-
politik"; Typologie des 
Nationalismus 

23. -/- Eine jeweils aktuelle Probleme der lnforma- 1, 3, 6 
(Leerstelle Kontroverse der t1onsgewinnung und 
zur freien Tagespolitik -auswertung; Fragen 
Verfügung) der Urteilsbildung und 

Handlungsmöglich-
keiten 

5.4 Beispiel eines Themenplans für Klasse 9 und 10 

Der folgende Themenplan ist als Beispiel gedacht, wie in einem Zweijahreskurs alle 
Situationsfelder, Handlungsintentionen und Qualifikationen berücksichtigt werden. 

Nr. S1tuationsfeld/ 
Handlungsintentionen 

Thema Qualifikation 

e 3 . Schule 
Organisation 
Mitbestimmung 

Gibt es eine „richtige" 5, 6 , 9 
Schulordnung? 

6. 

7. 

Familie 
Konsum 

Freizeit 
Vorsorge 
Konsum 

Konflikte zwischen Schülern 
und Lehrern 

Arbeitsspa- 7, 8 
rendes Gerät 
oder Status-
symbol? 
Konsum-Ent-
scheidungen 
1m Haushalt 

Über meine 7, 1, 9 
Freizeit be-
stimme ich 
allein! 
Möglichkeiten 
und Grenzen 
des Freizeitver-
haltens 
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Nr. S1tuationsfeld/ Thema Qualifikation 
Hand 1 ungsi ntentionen 

12. Öffentlichkeit Bundestags- 2,4 
Mitbestim- wahlen - eine 
mung Wahl? 

Über Entpoliti-
s1erungsten-
denzen im 
geltenden 
Wahlsystem 

14. Beruf Berufswahl - 1, 2, 3 
Kommunika- eine Wahl? 
t1on Die Berufs-
Vorsorge wahl zwischen 

Zwängen und 
persönlichen 
Wünschen 

15. Beruf Gerechter 5,8 • Produktion Lohn? 
Von der unter- 1 ' schiedlichen 
Bewertung der 
Arbeits-
leistung 

1 

19. Internationale Entwicklungs- 3, 10 
Beziehungen hilfe - Auffor-
1 nterakt1on derung zu un-
Vorsorge erwünschter 

Konkurrenz? 
Vom Verhältnis 
zwischen 
„reichen" und 
„armen" 1 
Ländern 

20. Internationale Friede - not- 6, 10 e 
Beziehungen falls mit 
Organisation Gewalt? 

Möglichkeiten 
der Friedens-
gew1nnung 

1 
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